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Jahr es Wirt schaftsbericht 1968 der Bundesregierung 


Mit der Änderung des Artikels 109 GG und dem Gesetz zur Förde- 
rung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft (StWG) vom 
8. Juni 1967 sind die gesamtwirtschaftlichen Ziele — Stabilität des 
Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand, außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht sowie stetiges und angemessenes Wirtschafts- 
wachstum — , die auch den Untersuchungen des Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung zu- 
grunde liegen, für die Wirtschafts- und Finanzpolitik zu ausdrück- 
lichen Richtpunkten erklärt worden. 

Nach § 2 des StWG legt die Bundesregierung dem Bundestag und 
dem Bundesrat im Januar eines jeden Jahres einen Jahreswirtschafts- 
bericht vor. Der Jahreswirtschaftsbericht enthält 

1. die Stellungnahme zu dem Jahresgutachten des Sachverständigen- 
rates auf Grund des § 6 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über die 
Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 in der Fassung 
des Gesetzes vom 8. November 1966; 

2. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der Bundesregie- 
rung angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen Ziele (Jahres- 
projektion); die Jahresprojektion bedient sich der Mittel und der 
Form der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung; gegebenenfalls 
mit Alternativrechnungen; 

3. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplanten Wirtschafts- 
und Finanzpolitik. 

Dieses Verfahren erzwingt ein ausführlicheres Eingehen auf die 
Meinung des Sachverständigenrates als bisher. Deshalb bezieht sich 
nicht nur die Stellungnahme im engeren Sinn (Teil A des Jahres- 
wirtschaftsberichtes) auf das Gutachten; vielmehr wird auch in der 
Darstellung der für das laufende Jahr angestrebten wirtschafts- und 
finanzpolitischen Ziele (Teil B) sowie in der Darlegung der geplanten 
Wirtschafts- und Finanzpolitik (Teil C) sichtbar, welche Haltung die 
Bundesregierung zu den im Gutachten des Sachverständigenrates be- 
handelten Fragen einnimmt. 
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A. Stellungnahme der Bundesregierung zum Jahresgutachten 1967 
des Sachverständigenrates 

zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


L 

1. In seinem Jahresgutachten 1967 hat der Sach- 
verständigenrat die wirtschaftliche Entwicklung 
und die künftigen Aussichten wiederum sorg- 
fältig und umfassend analysiert. Die, Bundes- 
regierung dankt dem Sachverständigenrat für 
die damit dem Staat, der Wirtschaft und den 
Tarifparteien gebotene Entscheidungshilfe. 

2. In der Analyse der Rezession und ihrer Über- 
windung zeigt der Sachverständigenrat noch 
einmal das ganze Ausmaß der Gefahr, vor der 
die Bundesrepublik um die Jahreswende 1966/ 
67 stand. Immerhin konnte trotz der vom Rat 
beklagten Verzögerung der konjunkturpoliti- 
schen Reaktion die Abwärtsbewegung schon im 
Frühjahr 1967 gestoppt werden (Ziff. 17 des 
Jahresgutachtens 1967), weil die Regierung am 
13. Dezember 1966 die Abwehraktion angekün- 
digt und im Januar/Februar 1967 im Zusammen- 
wirken mit Bundestag und Bundesrat beschlos- 
sen hatte. Die Regierung ist konjunkturpoli- 
tisch desto besser zu dem vom Rat empfohle- 
nen vorbeugenden Handeln befähigt (Ziff. 220), 
je früher sie und die Öffentlichkeit durch Kon- 
junkturdiagnosen unterrichtet werden. Freilich 
ist die Wirtschaftspolitik dafür verantwortlich, 
an Hand des vorhandenen Spektrums der kon- 
junkturprognostischen Fachäußerungen sich 
eine eigene Auffassung zu erarbeiten. Das kann 
jedoch nur dann zu fruchtbringenden Ergebnis- 
sen führen, wenn alle Informationen, auch die 
„von außen", darunter besonders die der Fach- 
welt, einbezogen und dann auf ihrer Grund- 
lage rechtzeitig Entscheidungen getroffen wer- 
den. Daß letzteres versäumt wurde — wobei 
die besonderen Schwierigkeiten für eine ver- 
läßliche Prognose im Herbst 1966 nicht über- 
sehen werden dürfen — , war eine der Haupt- 
ursachen für die Rezession. So hat es insbeson- 
dere an einer antizyklischen Steuerung der 
öffentlichen Investitionsausgaben gemangelt. 
Erst im Jahre 1967 wurden bewußte Anstren- 
gungen unternommen, den erstmals so starken 
Rückgang der privaten Investitionstätigkeit 
durch konjunkturpolitische Gegensteuerung der 
öffentlichen Investitionen tendenziell auszuglei- 
chen. 

3. Die Bundesregierung sieht die Gründe für den 
Konjunkturrückschlag im wesentlichen wie der 
Sachverständigenrat. Die öffentlichen Stellen 
hatten im Jahre 1966 versäumt, den rapiden 
Rückgang der privaten Investitionstätigkeit zu 
kompensieren. Zu lange war mit der Beseiti- 
gung der „strukturellen Ausgabenüberschüsse" 


im Staatshaushalt gewartet worden. Als 1966 
mit Ausgabenkürzungen und Steuererhöhungen 
begonnen wurde, war der richtige Zeitpunkt 
nicht nur verpaßt worden, sondern in einem 
„gefährlichen Wettlauf zwischen nach unten 
revidierten Einnahmeschätzungen und Ausgabe- 
kürzungen" (Sondergutachten März 1967, Ziff. 3) 
wurde die Abwärtsbewegung der Privatwirt- 
schaft noch verstärkt. 

Der • Sachverständigenrat hat in seinem Gut- 
achten versucht, die Größenordnung des durch 
die Rezession entgangenen Sozialprodukts zu 
ermitteln. Die Bundesregierung begrüßt ein 
solches Bemühen. Sie ist mit dem Sachverstän- 
digenrat der Meinung, daß bessere statistische 
Informationen und der weitere Ausbau der 
Statistik solche „Kosten" sparen helfen. Dies 
gilt insbesondere auch für die Arbeitsmarkt- 
statistik. Bei starker regionaler Differenzierung 
der Arbeitslosigkeit muß die grundsätzlich 
globale Konjunkturpolitik auch strukturpolitische 
Aspekte berücksichtigen. Daher hatte die Bun- 
desregierung ihr Zweites Konjunkturprogramm 
strukturpolitisch orientiert. Sie nimmt zur Kennt- 
nis, daß der Sachverständigenrat dieses Programm 
für problemgerecht hält. Sie betont, daß die 
Aufstellung und Ausführung des Programms 
nur auf Grund eines kooperativen Föderalismus 
möglich gewesen ist, wie er sich u. a. in der 
fruchtbaren Zusammenarbeit im Konjunkturrat 
für die öffentliche Hand niedergeschlagen hat. 

4. Die Rezession war von einschneidenen Einkom- 
mensverlusten begleitet. Das Einkommen aus 
unselbständiger Arbeit stagnierte 1967 zum 
ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepu- 
blik. Die konjunkturreagibleren Unternehmer- 
einkommen sind sogar deutlich gesunken. Die 
Bundesregierung ist wie der Sachverständigen- 
rat der Ansicht, daß die Selbstfinanzierung der 
Unternehmen mit der Konjunkturbelebung be- 
trächtlich zunehmen wird, ja zunehmen muß. 
Sind die Kapazitäten besser ausgelastet, ist 
auch die Produktivität höher. Daher bietet diese 
Lage auch gleichzeitig die Voraussetzungen für 
eine deutliche und dennoch stabilitätsgerechte 
Zunahme der Löhne und Gehälter. Eine aus- 
reichende Expansion der Lohn- und Gehalts- 
summe ist auch unter Nachfrageaspekten ge- 
boten. 

5. Der Sachverständigenrat hebt hervor, daß die 
Bundesbank ihren restriktiven Kurs in einem 
vielfach schon durch Stagnation oder sogar 
Schrumpfungen der Produktion gekennzeichne- 
ten Zeitpunkt ■ — nämlich im Mai 1966 — - durch 
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eine drastische Diskonterhöhung nochmals be- 
kräftigte. Das elastische Eingehen der Bundes- 
bank auf die Erfordernisse einer expansiven 
Konjunkturpolitik im Verlaufe des Jahres 1967 
verdient besondere Hervorhebung und An- 
erkennung. Sicher wäre ein schnelleres und 
stärkeres Sinken des langfristigen Zinses er- 
wünscht gewesen. Wenn die Bundesbank trotz 
Einsatzes neuer Instrumente nicht ganz zu 
ihrem Ziel gelangte, so waren hierfür vor allem 
folgende Gründe maßgebend: 

— die ausländischen Zinssätze, die — verstärkt 
seit der Abwertung des britischen Pfun- 
des — wieder nach oben tendieren; 

— die Neigung vieler Gebietskörperschaften, 
die langfristige Kreditaufnahme einseitig zu 
betonen und kurz- und mittelfristige Finan- 
zierungsmöglicbkeiten zu vernachlässigen. 

Die Bundesregierung stimmt dem Sachverstän- 
digenrat zu, wenn er größere Schwankungen 
des langfristigen Zinses zu vermeiden emp- 
fiehlt. Sie ist entschlossen, mit Hilfe des Ge- 
setzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft weiterhin direkte 
Konjunkturpolitik zu betreiben, also etwa not- 
wendig werdende Einschränkungen der gesamt- 
wirtschaftlichen Nachfrage mit Hilfe der Finanz- 
politik durchzusetzen und sich nicht nur auf die 
Geld- und Kreditpolitik der Bundesbank zu ver- 
lassen. Dazu gehört eine enge Zusammenarbeit 
im Konjunkturrat, damit sich auch am Kapital- 
markt ein konzertiertes Verhalten der öffent- 
lichen Körperschaften unter Einschluß der So- 
zialversicherungsträger und in Koordination mit 
den übrigen Emittenten ergibt. 

6. ln längeren Untersuchungen überprüft der Sach- 
verständigenrat die wichtigsten Aussagen sei- 
ner bisherigen gutachtlichen Stellungnahmen. 
Vor allem die beiden folgenden „konjunktur- 
politischen Lehren" möchte die Bundesregierung 
unterstreichen: 

— Die Realisierung einer optimalen Kombina- 
tion der großen wirtschaftspolitischen Ziele 
läßt sich in einer freien Gemeinschaft nur im 
Zusammenwirken aller wichtigen Institutio- 
nen, d. h. in „konzertierten Aktionen", er- 
reichen. 

- — Eine Stabilisierung des Wachstums verlangt 
vor allem vorbeugende Maßnahmen der 
Konjunkturpolitik. Sie muß sich stärker als 
bisher auf mittelfristige Ziele einstellen und 
Fehlentwicklungen von vornherein zu ver- 
meiden suchen, anstatt sie nachträglich zu 
korrigieren. 


II. 

7. Die Bundesregierung hat die ihr gemeinsam 
mit den Ländern im Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetz vorgeschriebenen großen wirtschaftspoli- 
tischen Ziele in einer mittelfristigen Zielprojek- 
tion veranschaulicht. Der Sachverständigenrat 
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hat sich mit diesen Zielgrößen ausführlich aus- 
einandergesetzt. Er hält Zielprojektionen über- 
haupt für wünschbar und mit der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung sehr wohl vereinbar 
(Ziff. 281 und 282). ln diesem Zusammenhang 
hat der Sachverständigenrat auch die Frage des 
mittelfristigen Wachstums der Produktionsmög- 
lichkeiten in der Bundesrepublik geprüft. Inner- 
halb eines Fächers verschiedener Wachstums- 
raten hat er dabei 4 v. H. als seine „beste Set- 
zung" für die mittelfristige Wirtschaftsentwick- 
lung bezeichnet. Er hält es auch im internatio- 
nalen Vergleich für erforderlich, daß die Bun- 
desrepublik mittelfristig dieses Wachstums- 
tempo realisiert. Dieser Satz von 4 v. H. ist 
auch die Rate, die die Bundesregierung ihrer 
mittelfristigen Zielprojektion als Durchschnitt 
der angestrebten Entwicklung in den Jahren 
1968 bis 1971 zugrunde gelegt hat (Anlage 1). 

8. Beim weiteren Ausbau einer stabilitäts- und 
wachstumskonformen Finanz- und Wirtschafts- 
politik wird die Bundesregierung die Ausfüh- 
rungen des Sachverständigenrates über „Ziele 
und Mittel — auf mittlere Sicht" besonders be- 
achten. Ihr konjunkturpolitisches Instrumenta- 
rium ist schon mit dem Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetz wesentlich erweitert worden. Damit 
sind die Chancen für den Erfolg einer auf meh- 
rere Ziele gleichzeitig ausgerichteten Wirt- 
schaftspolitik, zumindest was die hierfür ver- 
fügbaren Instrumente angeht, gewachsen. 

9. Im Zentrum der mit der künftigen Entwicklung 
beschäftigten Darlegungen des Sachveiständi- 
genrates steht der Vorschlag eines zweijährigen 
„Rahmenpaktes für Expansion und Stabilität". 
Der Sachverständigenrat sieht darin die Um- 
risse eines „multilateralen Interessenclearings" 
zwischen Bundesregierung und den autonomen 
Gruppen. Der „Pakt" soll der Absicherung einer 
Expansion dienen, die den Wachstumsverlust 
der Rezession in forciertem Tempo einholt. Für 
die Bundesregierung sind diese Überlegungen 
deshalb wichtig, weil der Sachverständigenrat 
mit ihnen den Spielraum andeutet, der bei einer 
vernünftigen Wirtschafts-, Finanz- und Geld- 
politik und bei einer eindeutigen gesamtwirt- 
schaftlichen Orientierung und Koordination aller 
Entscheidungen des Staates und der autonomen 
Gruppen lür stabilitätskonformes Wachstum 
vorhanden wäre. In unserer Gesellschaftsord- 
nung und Staatsverfassung ist ein so hoher 
Grad an Koordination aller wichtigen wirt- 
schafts-, finanz- und einkommenspolitischen Ent- 
scheidungen nur schwer zu erreichen; versucht 
werden muß diese Koordination trotzdem. Ein 
Teil dieser Entscheidungen wird auch nicht so 
sehr von gesamtwirtschaftlichen Überlegungen 
geleitet als von unterschiedlichen Interessen. 
Dies wird besonders deutlich in den Fragen der 
Einkommensverteilung. Zwar könnten durch 
einen Interessenausgleich alle gewinnen, doch 
konnte dieser Ansatzpunkt noch nicht zur 
Selbstverständlichkeit werden. Eine umfassende 
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Beseitigung vermeintlicher Gegensätze durch 
Abschluß eines „Rahmenpaktes" in der umfas- 
senden und detaillierten Form, wie er vorn 
Sachverständigenrat vorgeschlagen wird, stellt 
unter den gegebenen Verhältnissen zu hohe 
Anforderungen an die gesellschaftlichen Kräfte. 
Die Bundesregierung und die an der Konzertier- 
ten Aktion beteiligten Vertreter der Gewerk- 
schaften und der Spitzenorganisationen der 
Wirtschaft sehen deshalb in einer Fortsetzung 
der bisherigen Beratungen die besten Chancen 
für eine gesamtwirtschaftliche Orientierung der 
Einzclentscheidungen. Freilich geht die Konzer- 
tierte Aktion von vornherein davon aus, daß 
„jede Einkommenspolitik scheitern muß, wenn 
sie nicht Teil einer umfassenden Wirtschafts- 
politik ist, in der die einkommerispolitischcn 
Ziele der Wirtschaftspolitik aufeinander abge- i 
stimmt sind" (Ziff. 40v3). Deshalb bemüht sich die 
Bundesregierung auch bei den Beratungen mit 
den übrigen Gebietskörperschaften im Konjunk- 
turrat um ein ihrer Zielprojetkion entsprechen- 
des Haushaltsgebahren der Beteiligten. i 

10. Den Umfang des z. Z, noch ungenutzten Produk- 
tionspotentials schätzt die Bundesregierung an- 
nähernd so hoch wie der Sachverständigenrat. 
Hinsichtlich des in den nächsten zwei Jahren 
„erstrebenswerten Expansionspfades" (Ziff. 316) 
weicht die Ansicht der Bundesregierung indes- 
sen von den Überlegungen des Rates ab. Zwar 
mag die vom Sachverständigenrat für 1968 für 
möglich erachtete Wachstumsrate des realen 
Bruttosozialproduktes mit einer bestimmten 
Kombination der in Ziff. 321 des Gutachtens 
aufgezählten quantitativen Maßnahmen unter 
den Bedingungen des „Rahmenpaktes" erreich- 
bar sein. Aber die starke Wachstumsbeschleuni- 
gung im Laufe des Jahres 1968, wie sie ange- 
sichts der zu Beginn des Jahres noch verhältnis- 
mäßig schwachen Auftriebskräfte für einen rea- 
len Zuwachs von 6,4 v. H. erforderlich wäre, 
erweckt Bedenken. Ein solcher Verlauf würde 
ein so schnelles Expansionstempo am Ende des 
Jahres bedingen, daß Nachfrageübersteigerun- 
gen zu befürchten wären. Diese könnten erneut 
— wenn auch in umgekehrter Richtung wie im 
Jahre 1966-67 — zu einer unstetigen Entwick- 
lung Anlaß geben, die unerwünscht ist (siehe 
Ziff. 239). 

Anders als der Sachverständigonrat strebt die 
Bundesregierung deshalb einen konjunkturellen 
Aufschwung an, der nach einem gesamtwirt- 
schaftlichen Zuwachs von 4 v. H. im Jahre 1968 
(vgl. die Jahresprojektion in Teil B des Jahres- 
wirtschaftsberichtes) erst später seinen Höhe- 
punkt erreicht. 

11. Gewiß sind in der gegenwärtigen Phase die 
Schwierigkeiten und folglich das Risiko einer 
Prognose besonders groß. Dies liegt zum einen 
an der ungewöhnlichen, für die ueuische Wirt- 
schaft in dieser Form seit Bestehen der Bundes- 
republik erstmaligen konjunkturellen Lage, ciber 
auch am Hinzutreten der Pfundabwertung und 
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der ihr folgenden Abwertungen sowie der jüng- 
sten zalilungsbilanzpolitischon Maßnahmen der 
USA. Um so mehr ist anzuerkennen, daß sich der 
Sachverständigenrat — unter Zeitdruck, der 
durch den gesetzlich vorgeschriebenen Abgabe- 
termin des Gutachtens bedingt war — bemüht 
hat, die Auswirkung der Abwertungen auf die 
Entwicklung im ersten Halbjahr 1968 zu schät- 
zen. Die Bundesregierung hätte cs freilich be- 
grüßt, wenn der Sachverständigenrat seine Vor- 
ausschau auf die wahrscheinliche Entwicklung 
im ersten Halbjahr 1968 auch dieses Mal — 
wenigstens in groben Zügen für das zweite 
Halbjahr — auf das ganze Jahr ausgedehnt 
hätte. Ohne diese Information ist es schwierig 
festzustellen, in welchem Verhältnis die für das 
erste Halbjahr 1968 vom Sachverständigenrert 
vorausgeschätzte Wachstumsrate des realen 
Bruttosozialprodukts von 4 v. H. zu der von der 
Bundesregierung für das ganze Jahr 1968 ange- 
strebten realen Wachstumsrate von ebenfalls 
4 V. H. steht. Die Bundesregienmg veranschlagt 
ihrerseits die Rückwirkung der Abwertungsmaß- 
nahmen auf die Leistungsbilanz auf eine Grö- 
ßenordnung von 2 Mrd. DM für das ganze Jahr 
1968 und damit wesentlich geringer als der 
Sachverständigenrat. Hinzu treten die im Au- 
genblick noch nicht überschaubaren Rückwirkun- 
gen der erwähnten amerikanischen Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Außenwirtschaft. Der reale 
Nachfrageausfall, der aus den Abwertungen und 
den amerikanischen Maßnahmen resultiert, wird 
sich auf 0,5 bis knapp 1 v. H. des Bruttosozial- 
produkts belaufen. Die Bundesregierung ist der 
Ansicht, daß die Wettbewerbsposition der deut- 
schen Wirtschaft gegenüber ausländischen Pro- 
duzenten durch den Übergang zur Mehrwert- 
steuer am 1. Januar 1968 nicht verbessert wird. 
Er ist daher nicht in der Lage, den durch die 
Abwertungen und die amerikanischen Maßnah- 
men induzierten Nachfrageausfall zu kompen- 
sieren. 

in. 

12. Unter den „Einzelfragen der Stabilitäts- und 
Wachstumspolitik", mit denen sich der Sach- 
verständigenrat im letzten Kapitel seines Gut- 
achtens beschäftigt, wird erneut auch das Thema 
„außenwirtschaftliche Absicherung" aufgegrif- 
fen. In der Tat ist es für eine stabilitätsorien- 
tierte Wirtschaftspolitik eine ernste Frage, wie 
sie das inländische Preisniveau gegen Preisauf- 
triebskräfte schützt, die vom Ausland her kom- 
men. Die Bundesregierung hat schon in ihrer 
Stellungnahme zum Jahresgutachten 1966 dem 
Sachverständigenrat zugestimmt, „daß sich 
Preisniveausteigerungen in der Bundesrepublik 
trotz aller Anstrengungen um Stabilität länger- 
fristig nur insoweit vermeiden lassen, wie das 
Preisniveau auch in unseren wichtigsten Part- 
nerländern stabilisiert oder aber das eigene 
Preisniveau aus dem internationalen Zusam- 
menhang gelöst wird." Nach wie vor sucht die 
Bundesregierung diese Frage in erster Linie 
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durch eine auf Stabilität gerichtete internatio- 
nale Koordination zu lösen. Dieser Weg liegt 
nicht nur der Sache nach am nächsten, die Bun- 
desregierung ist auch nach § 4 des Gesetzes zur 
Förderung von Stabilität und Wachstum gehal- 
ten, dieser Form der außenwirtschaftlichen Ab- 
sicherung die Priorität einzuräumen, Auch der 
Wissenschaftliche Beirat beim Bundeswirt- 
schaftsministerium hat in seinem Gutachten vom 
25. November 1967 über den „Zusammenhang 
zwischen außenwirtschaftlichem Gleichgewicht 
und Preisniveaustabilität" dieser Form der Ab- 
sicherung im Rahmen einer Stabilitätsgemein- 
schaft der EWG-Länder die Priorität gegeben 
(Anlage 2). Die Bundesregierung erwartet, daß 
sich die Ansätze zu einer verstärkten internatio- 
nalen Zusammenarbeit im Bereich der Kon- 
junktur- und Währungspolitik, insbesondere in 
der EWG, aber auch in der OECD, in Richtung 
auf ein System fortentwickeln werden, in dem 
Gefahren für die Preisstabilität immer besser 
gebannt werden. Sie sieht sich in dieser Auf- 
fassung auch durch die Ausführungen des Sach- 
verständigenrates über die Notwendigkeit einer 
internationalen Koordinierung der Konjunktur- 
politik bestätigt. Der Sachverständigenrat 
schreibt mit Recht, daß „Integration der Märkte 
auch die Integration der wirtschaftspolitischen 
Willensbildung notwendig macht" (Ziff. 28). Die- 
sem Zwang will sich die Bundesregierung nicht 
entziehen. 

Auf absehbare Zeit dürfte eine Gefährdung der 
inneren Preisstabilität von außen nicht aktuell 
werden. Die Bundesregierung wird dennoch die 
Entwicklung sorgfältig beobachten. 


13. Zu den besonders wichtigen „Einzelfragen" ge- 
hört auch der Zusammenhang zwischen Unter- 
nehmensfinanzierung, privater Ersparnis und 
staatlicher Finanzpolitik. Die Bundesregierung 
ist sich der Bedeutung einer ausreichenden Ei- 
genkapitalbasis der Unternehmen für ein mög- 
lichst störungsfreies Wachstum der Unterneh- 
men und der Volkswirtschaft bewußt. Sie sieht 
die Probleme der Unternehmensfinanzierung 
weitgehend genauso wie der Sachverständigen- 


rat. Sie unterstreicht vor allem die Notwendig- 
keit, die wachsenden privaten Ersparnisse rei- 
bungslos der Investitionsfinanzierung zufließen 
zu lassen. Die Bundesregierung teilt auch die 
Ansichten des Sachverständigenrates über die 
Wachstums- und vermögenspolitische Wirkung 
und Notwendigkeit eines angemessenen Aus- 
baus des öffentlichen Kredits. Der Rat unter- 
stützt damit die von der Bundesregierung ein- 
geleitete Politik einer Verlagerung der öffent- 
lichen Ausgaben auf investive Zwecke. Auch 
die Bundesregierung betont die Notwendigkeit, 
daß ein größerer Teil dieser Ausgaben als in 
den früheren Jahren durch Kredite finanziert 
und damit die „Selbstfinanzierung" der öffent- 
lichen Investitionsausgaben durch Steuern redu- 
ziert werden sollte. In Übereinstimmung mit 
dem Sachverständigenrat ist sie der Ansicht, daß 
ein solches Verhalten dazu beiträgt, die private 
Investitionsneigiing zu verstetigen und die pri- 
vate Geldvermögensbildung breiter zu streuen. 
Die Anregungen des Sachverständigenrates zur 
Entwicklung einer an geld- und kapitalmarkt- 
politischen Erfordernissen ausgerichteten Staats- 
schuldenpolitik ("debt management") werden 
begrüßt. Die Bundesregierung ist sich im klaren 
darüber, daß in diesem Zusammenhang auch 
Verbesserungen der Emissionstechnik bei der 
Begebung öffentlicher Schuldtitel angestrebt 
werden müssen. 

Die öffentliche Schuldenpolitik muß darauf be- 
dacht sein, insbesondere nach den durch zwei 
Inflationen gemachten Erfahrungen, das Ver- 
trauen des privaten Wertpapiersparers für den 
Staatskredit und das Vertrauen der Öffentlich- 
keit in eine geordnete Entwicklung der öffent- 
lichen Finanzen zu stärken. Die Bundesregie- 
rung unterstreicht in diesem Zusammenhang die 
Auffassung des Sachverständigenrates, daß eine 
zunehmende Verschuldung der öffentlichen 
Haushalte in volkswirtschaftlicher Sicht dann 
unbedenklich ist, wenn das volkswirtschaftliche 
Produktionspotential weder durch die zusätz- 
lichen Staatsausgaben noch durch andere Wirt- 
schaftssektoren (z. B. durch die privaten Haus- 
halte infolge zu geringer Ersparnisbildung) 
überfordert wird. 


B. Für 1968 angestrebte wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 
(Jahresprojektion) 


1. Rückblick auf die Jahresprojektion 1967 und die 
tatsächliche Entwicklung 

14. Die konjunkturelle Abwärtsbewegung, in der 
sich die Wirtschaft der Bundesrepublik seit 
Mitte 1966 befand, konnte in der ersten Hälfte 
des vergangenen Jahres zum Stillstand gebracht 
werden. Dies ist weitgehend den schon bald 


nach der Bildung der neuen Bundesregierung 
beschlossenen und von der Bundesbank unter- 
stützten konjunkturpolitischen Maßnahmen zu- 
zuschreiben. Als sich zeigte, daß die vorgesehe- 
nen Mittel nicht auch zur Einleitung eines neuen 
Konjunkturauf Schwungs ausreichen würden, 
legte die Bundesregierung ein zweites Kon- 
junkturprogramm vor. Sein Erfolg ist inzwi- 
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sehen deutlich zu erkennen. Trotz dieser Bemü- 
hungen erreichte die gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktion 1967 zum ersten Mal in der Geschichte 
der Bundesrepublik nicht mehr ihren Vorjahres- 
stand. Das Bruttosozialprodukt ging gegenüber 
dem Vorjahr im ersten Halbjahr 1967 real um 
1,5 V. H. zurück; im zweiten Halbjahr 1967 
dürfte es zwar mit einer Wachstumsrate von 
real 0,5 v. H. wieder leicht gestiegen sein. Aufs 
ganze Jahr 1967 gesehen zeigt sich jedoch ein 
Rückgang von real V 2 v. H.; einschließlich der 
Preisveränderungen, also nominal, dürfte es den 
Umfang von 1966 nur geringfügig übertroffen 
haben. 

15. Dagegen wurde in der Zielprojektion des Bun- 
deswirtschaftsministeriums vom 10. Februar 1967 
für 1967 eine reale Zunahme des Bruttosozial- 
produkts um 2 V. H. angestrebt, die nominale 
Entwicklung sollte 4 v. H. betragen. Diese Ziel- 
vorstellungen stützten sich im wesentlichen auf 
die im ersten Konjunkturprogramm der Bundes- 
regierung vorgesehenen zusätzlichen Investiti- 
onsausgaben in Höhe von 2,5 Mrd. DM (sog. 
Eventualhaushalt) sowie auf die Gewährung von 
Abschreibungsvergünstigungen für alle bis zum 
31. Oktober 1967 bestellten Anlagegüter (Aus- 
rüstungen: 10 V. H., Bauten 5 v. H.). 

16. Daß die Konjunktur tatsächlich weitaus ungün- 
stiger verlief, lag vor allem an der prozykli- 
schen Einschränkung der Investitionsausgaben 
durch Länder und Gemeinden. Hinzu kam, daß 
in der ersten Jahreshälfte die Auftragsvergabe 
für Investitionen des Bundes zu langsam in 
Gang kam. Auch die Verwaltungspraxis konnte 
noch nicht überall den konjunkturpolitischen 
Notwendigkeiten schnell genug angepaßt wer- 
den. Bei der Vorbereitung und Durchführung 
des zweiten Konjunkturprogramms ist dies be- 
rücksichtigt worden. 

Sowteit dazu noch die Vergabebestimmungen er- 
leichtert werden mußten, hat die Bundesregie- 
rung am 24. April 1967 eine Arbeitsgruppe zu 
ihrer Prüfung eingesetzt und am 10. August 1967 
entsprechende Änderungen beschlossen. 

17. Neben der unerwartet schwachen und zeitlich 
verzögerten Entwicklung der öffentlichen Inve- 
stitionsausgaben im ersten Halbjahr trugen 
jedoch auch andere Faktoren wesentlich zu dem 
ungünstigeren Konjunkturverlauf bei. Eine Rolle 
spielte der Umstand, daß die Lagervorräte aus 
steuerlichen Überlegungen im Zusammenhang 
mit dem Übergang zur Mehrwertsteuer — we- 
nigstens in der ersten Hälfte des Jahres — weit 
über das konjunkturbedingte Maß hinaus abge- 
baut wurden. 

Mit den Beschlüssen der Bundesregierung vom 
24. April und vom 6. Juli 1967 sowie den späte- 
ren Beschlüssen der gesetzgebenden Körper- 
schaften zur höheren Entlastung der Altvorräte 
von Vorsteuern sind diese steuerlichen Motive . 
zur Lagerreduzierung für den Rest des Jahres 1 


beseitigt worden. Bis dahin war aber bereits 
ein erheblicher Nachfrageausfall entstanden. 

18. Da schon allein aus diesen Gründen — ■ öffent- 
liche Investitionen und private Lager — die Ka- 
pazitätsauslastung und die Ertragssituation der 
Unternehmen hinter dem wirtschaftspolitischen 
Ziel zurückblieben, belebte sich die private In- 
vestitionsneigung nicht in dem gewünschten 
Ausmaß. Auch der Anreiz vorübergehend höhe- 
rer Abschreibungsmöglichkeiten konnte das In- 
vestitionsverhalten erst im späteren Jahresver- 
lauf spürbar beeinflussen. Der Wohnungsbau 
blieb ebenfalls unter dem in der Projektion 
unterstellten Niveau. Die Anlageinvestitionen 
insgesamt gingen im ersten Halbjahr 1967 um 
13 V. H. und im zweiten Halbjahr 1967 um 
9,6 V. H. zurück. Aufs ganze Jahr 1967 ergab 
sich bei den Anlageinvestitionen somit ein Rück- 
gang von gut 11 V. H. 

19. Ausfuhren ( + 7,6 v. H. statt +8,5 v. H.) und 
Staatsverbrauch ( + 6,3 v. H. statt +6 v. H.) ent- 
wickelten sich 1967 zwar annähernd in dem an- 
gestrebten Umfang, der wesentlich stärkere 
Rückgang der Investitionen konnte jedoch nicht 
ohne Einfluß auf die Beschäftigung und damit 
auch auf die Einkommensentwicklung bleiben. 
Auch wenn ein Teil der fortgefallenen Arbeits- 
einkommen durch eine erhebliche Ausweitung 
der öffentlichen Eirikommensübertragungen 
( + 10,6 V. H.) kompensiert wurde — die sich 
damit als wichtiger built-in-stabilizer erwiesen 
haben — expandierten die privaten Verbrauchs- 
ausgaben ebenfalls nicht in dem unterstellten 
Ausmaß. Anstatt um 3,5 v. H. nahmen sie nur 
um gut 2 v. H. zu. Insgesamt blieb die inlands- 
wirksame Nachfrage 1967 um etwa 23 Mrd. DM 
hinter der Zielsetzung zurück. Da auch die Ein- 
fuhren wegen der geringeren Nachfrageentwick- 
lung um etwa 5+2 Mrd. DM die Annahmen der 
Zielprojektion unterschritten, der Außenbeitrag 
(Saldo des Waren- und Dienstleistungsverkehrs 
mit der übrigen Welt) also mehr als 16 Mrd. 
DM statt 1 1 Mrd. DM betrug, war die Diskrepanz 
beim Bruttosozialprodukt entsprechend geringer. 

20. Das Bruttosozialprodukt lag damit 1967 nominal 
nur wenig ( + 0,3 v. H.) über dem Vorjahres- 
niveau (Zielprojektion: +4 v. H.). Infolge der 
schwächeren Binnennachfrage hat sich gleich- 
zeitig die gesamtwirtschaftliche Preissteige- 
rungsrate gegenüber der Projektion mehr als 
halbiert (nur +0,8 v. H. statt +2 v. H.). Der 
Lebenshaltungskostenindex ist 1967 um 1,4 v. H. 
gestiegen. Damit ist das Ziel der Preisniveau- 
stabilität entgegen zu Anfang des Jahres viel- 
fach geäußerter Befürchtungen weitgehend er- 
reicht worden, allerdings unter erheblichen Ein- 
bußen beim gesamtwirtschaftlichen Wachstum 
und bei der Vollbeschäftigung. 

21. Auf Grund der ungünstigeren Nachfrageent- 
wicklung ist die Zahl der abhängig Beschäftig- 
ten im Jahresdurchschnitt 1967 um fast 700 000 
zurückgegangen. Das ist mehr als doppelt soviel 
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wie seinerzeit angenommen worden war. Der 
stärkere Beschäftigungsrückgang erhöhte aller- 
dings nur zum Teil die Arbeitslosenzahl (Ar- 
beitslosenquote von 2,1 V. H. statt 1,5 v. H.), 
er führte etwa im gleichen Ausmaß zu einer 
größeren Nettorückwanderung ausländischer 
Arbeitskräfte. 

22. Das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Ar- 
beit blieb schon auf Grund der ungünstigeren 
Beschäftigungsentwicklung beträchtlich hinter 
den ursprünglichen Annahmen zurück ( + 0,1 
V. H. statt +2,8 V. H.). Diese Abweichung ist zu 
etwa zwei Dritteln auf den größeren Beschäfti- 
gungsrückgang zurückzuführen. Hinzu kamen 
noch Lohnausfälle auf Grund von Kurzarbeit 
und dergleichen. 

Dagegen ist die für die einzelnen Abschlüsse 
seinerzeit unterstellte Erhöhung des Tariflohn- 
satzes von etwa 3,5 v. H. je Stunde, die im 
Rahmen der Konzertierten Aktion zu Anfang 
des Jahres als Orientierungsdatum gegeben 
wurde, annähernd realisiert worden. Dabei hat 
die Konzertierte Aktion einer gesamtwirtschaft- 
lich gefährlichen Einkommensschrumpfung zwei- 
fellos entgegengewirkt. Obwohl sich die Tarif- 
vertragsparteien im großen und ganzen an die 
Orientierungsdaten gehalten haben, war indes- 
sen die effektive Lohnsteigerung je Beschäftig- 
ten mit +3,1 V. H. (statt +4 v, LI. nach der Pro- 
jektion) niedriger, da die Tariflohnentwicklung 
wegen der Vereinbarung von Lohnpausen, der 
Unterlassung möglicher Tarifkündigungen oder 
des Ausbleibens von Tarifabschlüssen einen 
zeitlich anderen Verlauf als angenommen hatte. 

23. Weit stärker noch als die Lohnsumme sind die 
Unternehmereinkommen hinter den Ansätzen 
der Zielprojektion zurückgeblieben. Das Brutto- 
einkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen sank 1967 um etwa ebensoviel unter das 
Vorjahresniveau (~3,7 v. H.), wie es nach der 
Zielprojektion ( + 3,6 v. H.) zunehmen sollte. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß dieser Ein- 
kommensbegriff unter anderem auch Zins- und 
Mieteinkommen enthält, die weiterhin gewach- 
sen sind und nicht ausschließlich den selbständi- 
gen Einkommensbeziehern zugerechnet werden 
können. Die „reinen" Unternehmereinkommen 
haben sich daher noch ungünstiger entwickelt. 

24. Die Abweichungen zwischen Zielprojektion und 
tatsächlichem Wirtschaftsverlauf beruhen weit- 
gehend auf der Entwicklung im ersten Halb- 
jahr 1967. 

Die Bundesregierung hat trotzdem die Zielpro- 
jektion im Laufe des Jahres nicht geändert, weil 
eine Revision nach unten in dieser Situation zu 
einer weiteren Dämpfung der Investitionsbereit- 
schaft beigetragen hätte. Sie hat aber anderer- 
seits auch nicht versucht, das Wachstum im 
verbleibenden Teil des Jahres so massiv zu be- 
schleunigen, daß eventuell das angestrebte 
Wachstumsziel doch noch verwirklicht, gleich- 


zeitig indessen das Stabilitätsziel gefährdet wor- 
den wäre. Ihre Antwort auf die sich im Laufe 
des ersten Halbjahres 1967 abzeichnende Ent- 
wicklung war das am 6. Juli beschlossene zweite 
Konjunktur- und Strukturprogramm. 

Die Erfahrungen des ersten Halbjahres 1967 
haben gezeigt: je breiter die Talsohle, desto 
mehr an wirtschafts-, finanz- und geldpoliti- 
schem Engagement ist erforderlich, um sie zu 
überwinden. Zwar wird das zweite Programm 
erst im Verlaufe des Jahres 1968 voll produk- 
tions- und ausgabewirksam, die Veränderung 
des Konjunkturklimas durch die zusätzlichen 
Aufträge wurde jedoch bereits im zweiten Halb- 
jahr 1967 spürbar. 

II. Prognosen anderer Stellen für 1968 

25. Beim Vergleich von gesamtwirtschaftlichen Vor- 
ausschätzungen verschiedener Institutionen muß 
berücksichtigt werden, daß sie häufig zu ver- 
schiedenen Zeitpunkten erstellt werden. Gerade 
in Zeiten wechselhafter Konjunktur können 
divergierende Prognoseergebnisse allein schon 
durch einen abweichenden Informationsstand 
begründet sein. 

26. Von den seit Mitte des vergangenen Jahres 
langsam sichtbar werdenden Belebungstenden- 
zen ausgehend, sind sich die vorliegenden Pro- 
gnosen von Wirtschaftsforschungsinstituten so- 
wie von internationalen Organisationen in der 
Annahme einer weiteren konjunkturellen Erho- 
lung für 1968 grundsätzlich einig. Das Ausmaß 
der für 1968 zu erwartenden wirtschaftlichen 
Expansion wird allerdings unterschiedlich beur- 
teilt. Die Annahmen bewegen sich zwischen 
3 V. H. und gut 5 v. H. realer Zunahme des 
Bruttosozialprodukts. 

27. Bei den Prognosen kommen mehrere wirtschafts- 
wissenschaftliche Forschungsinstitute *) zu einem 
vergleichsweise günstigen Ergebnis: Sie unter- 
stellen Anfang des Jahres für 1968 eine Zunah- 
me des Bruttosozialprodukts um real rd. 5 v. H. 
und nominal rd. 7 v. H. Das Deutsche Institut 
für Wirtschaftsforschung, Berlin, hält dagegen 

. (ebenfalls Anfang des Jahres) auf Grund der 
gegebenen wirtschafts- und finanzpolitischen 
Maßnahmen nur eine Expansion des Brutto- 
sozialprodukts um real 3 v. H. und nominal gut 
5 V. H. für wahrscheinlich. 

28. Der Sachverständigenrat nimmt an, daß die 
Abwertungsfolgen für die Bundesrepublik im 
ersten Halbjahr 1968 etwa einen Wachstums- 
verlust von rd. 1 v. H. des Bruttosozialprodukts 
ausmachen. Dieser Wachstumsverlust wird von 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten — auf Jahresbasis gerechnet — mit etwa 0,5 
V. H., vom Deutschen Institut für Wirtschafts- 

9 IFO-Institul für Wiitschaftsforschung, München; Insti- 
tut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel; Rhei- 
nisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Essen. 
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lorschung, Berlin, mit knapp 1 v. H. des Brutto- 
sozialprodukts angenommen. Innerhalb dieser 
Grenzen dürfte der Wachstumsverlust auch nach 
Auffassung der Bundesregierung liegen. Nach 
Ansicht des Sachverständigonrates kann für die 
ersten sechs Monate 1968 eine Zunahme des 
Sozialprodukts um real 4 v. H. und nominal 
5,5 V. H. erwartet werden. Die Tatsache, daß der 
Sachverständigenrat für das zweite Halbjahr 
keine Prognose vorgelegt hat, zeigt, daß er für 
diesen Zeitraum mit einem besonders hohen 
Maß an Unsicherheit rechnet. 

29. Die Kommission der EWG schätzt die reale Zu- 
wachsrate des Bruttosozialprodukts Anfang 1968 
für dieses Jahr auf rd. 4 v. H., während die 
OECD in Paris in einer zum .Jahresbeginn 1968 
veröffentlichten Prognose für die Bundesrepu- 
blik zu einer realen Wachstumsrate des Brutto- 
sozialprodukts von +3,25 V. H, für 1968 kommt 
und die Prognos AG, Basel, diese Zunahme auf 
+ 3,5 V. H. veranschlagt. 

III. Projektion für 1968 

30. Auf der Basis der in Gang befindlichen kon- 
junkturellen Belebung hält die Bundesregie- 
rung für 1968 eine reale Zunahme des Brutto- 
sozialprodukts um 4 V. H. für wahrscheinlich. 
Einschließlich Preisveränderungen (nominal) 
entspricht das einer Expansion des Brutto- 
sozialprodukts um gut 6 v, H. (Tabelle Seiten 
10 und 11). 

Diese Wachstumsrate strebt die Bundesregie- 
rung auch in ihrer Jahresprojektion an. Das 
darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
die Jahresprojektion in ihrem Gehalt nicht mit 
einer Prognose identisch ist. Anders als eine 
Prognose ist sie nämlich nicht eine einfache 
Vorausschätzung der wahrscheinlichen Ent- 
wicklung. Vielmehr geht sie davon aus, daß 
erstens die Realisierung der projektierten Ent- 
wicklung wünschbar ist, und daß zweitens 
erforderlichenfalls die Bedingungen hierfür im 
Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung 
geschaffen werden. 

31. Der Fächer der prognostizierten realen Wachs- 
tumsraten zeigt, daß es noch als durchaus 
unsicher anzusehen ist, ob die projektierte 
Entwicklung 1968 ohne weiteres eintreten wird. 
Zwar gibt es — - wie gezeigt — auch Prognosen, 
die ein stärkeres Wachstum als 4 v. H. vor- 
ausschätzen. Auf der anderen Seite ist aber 
nicht zu verkennen, daß ein Unterschreiten der 
Wachstumsrate der Jahresprojektion 1968 in 
Anbetracht der mittelfristigen Ziele und des 
auch in der Rezession gewachsenen Produk- 
tionspotentials sehr nachteilige Folgen hätte. 
Für den Fall, daß die tatsächliche Entwicklung 
die Jahresprojektion übertrifft und näher an 
die Obergrenze der prognostizierten Wachs- 
tumsraten heranreicht, gilt dies auf Grund der 
iinausgenutzten Kapazitäten dagegen nicht. 
Infolgedessen wiegt das Risiko eines Zurück- 
bleibens der tatsächlichen hinter der projektier- 
ten Entwicklung wirtschaftspolitisch schwerer. 


32. Für die Realisierung der Jahresprojektion ist 
in erster Linie erforderlich, daß sich die öffent- 
lichen Gebietskörperschaften in ihrer Gesamt- 
heit 1968 konjunkturgerechter verhalten als im 
vergangenen Jahr. Das setzt u. a. voraus, daß 
mögliche Mindereinnahmen oder die Haus- 
haltsansätze etwa überschreitende Ausgaben 
der „laufenden Rechnung" sich nicht in Ein- 
schränkungen oder in zeitlicher Streckung der 
öffentlichen Investitionstätigkeit auswirken. 
Die Erfahrungen des vergangenen Jahres zei- 
gen, daß eine solche Haushaltspolitik der Ge- 
bietskörperschaften ihr Ziel mit Sicherheit ver- 
fehlen würde. Für die Realisierung der pro- 
jektierten Entwicklung ist ferner wichtig, daß 
sich zu Anfang des Jahres keine Verzöge- 
rungen in der Verausgabung öffentlicher Mittel 
ergeben. Eine konjunkturgerechte zeitliche Ver- 
teilung der öffentlichen Investitionsausgaben 

— d. h. mit anderen Worten eine möglichst 
frühzeitige Auftragsvergabe, wie sie bereits 
vom Bund durch die vorläufige Llaushaltsfüh- 
rung eingeleitet ist — erscheint zur Erzielung 
der gewünschten Wirkung ebenso wichtig wie 
die konjunkturpolitisch ausreichende Bemes- 
sung des Jahresansatzes. 

33. Bei der Abschätzung der 1968 zu erwartenden 
außenwirtschaftlichen Nachfrage muß man ins- 
besondere die Abwertungen vom November des 
vergangenen Jahres, sowie den Wegfall der 
restlichen Binnenzölle in der EWG in Rechnung 
stellen. Die dadurch gestärkte internationale 
Konkurrenzfähigkeit der Abwertungsländer 
wird zweifellos die Entwicklung der Auslands- 
aufträge in diesem Jahr beeinflussen. Ein wei- 
teres Moment der Unsicherheit ist durch die 
amerikanischen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Zahlungsbilanz aufgetaucht. Andererseits 
kann man aber davon ausgehen, daß sich die 
Konjunktur auch in einer Reihe wesentlicher 
Abnehmerländer voraussichtlich wieder bele- 
ben wird. 

Alles in allem dürfte sich das Exportwachstuin 
zwar etwas verlangsamen (+ 6,4 v. H.), den- 
noch aber nach wie vor wesentlich zur Stützung 
der Binnenkonjunktur beitragen. Freilich sind 
für diese Erwartung externe Faktoren in hohem 
Maße ausschlaggebend. Sollte daher die Wirt- 
schafts- oder Währungspolitik in wichtigen 
Partnerländern zu wesentlichen Beeinträchti- 
gungen der deutschen Ausfuhrentwicklung füh- 
ren, sind zusätzliche kompensierende Maßnah- 
men zu erwägen. 

34. Im Gegensatz zu den Exporten ist die Einfuhr 
auf kurze Frist in erster Linie von der Entwick- 
lung der Binnenkonjunktur abhängig. Bei einem 
realen Wachstum des Sozialprodukts von 4 v. H. 

— wie angestrebt — werden die deutschen 
Käufe von Gütern und Dienstleistungen des 
Auslandes um etwa 10 v. H. zunehmen. Trotz 
dieser überproportionalen und sehr erheblichen 
Steigerung der Importe (um rd. 9 Mrd. DM) 
wird der Außenbeitrag einen Wert von 14 Mrd. 
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Jahresprojektion 1968 

(Erläuterungen siehe Ziffern 30 bis 46) 





1966 ') 

1 1967 1) 1 

1968 2) 



1 000 


I. Entstehung des Sozialprodukts 




Erwerbsbevölkerung 

27 243 

26 753 

26 623 

Arbeitslose 

161 

461 

311 

Erwerbstätige 

27 082 

26 292 

26 312 

Abhängig Beschäftigte 

21 870 

21 180 

21 280 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 


. 


Bruttoinlandsprodukt in konstanten Preisen (BIP) 




BIP je Erwerbstätigen 




BIP je Erwerbstätigenstunde 




11. Verteilung des Sozialprodukts 

a) Vor der Einkommensumverteilung 

Tariflöhne und -gehälter (Stundensatz) 


Mrd. DM 


Bruttostundenverdienste (effektiv) 


. 

. 

Bruttolöhne und -gehälter monatlich je abhängig Beschäftigten in DM .... 

(829) 

(855) 

(885) 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

243,0 

243,1 

254,5 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

119,4 

115,0 

128,6 

darunter: 

Ohne Entlastung der Altvorräte 

119,4 

115,0 

124,1 

Indirekte Steuern 

67,8 

70,3 

77,3 

X Entlastung der Altvorräte 



4,5 

X Subventionen 

4,1 

3,9 

5,3 

Abschreibungen 

52,2 

55,0 

58,6 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

478,3 

479,5 

509,2 

b) Nach der Einkommensumverteilung 




Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

178,4 

177,3 

183,2 

öffentliche Einkommensübertragungen 

63,0 

69,7 

72,9 

Masseneinkommen 

241,4 

247,0 

256,1 . 

Nettoeinkommen der Privaten aus Unternehmertätigkeit und Vermögen ^) 

129,6 

129,0 

145,1 

Saldo der Vermögensübertragungen des Staates . * 

9,1 

9,5 

10,6 

Verfügbares Einkommen des Staates '^) 

98,2 

94,0 

97,4 

j Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

478,3 

479,5 

509,2 

III. Verwendung des Sozialprodukts 




Privater Verbrauch 

273,0 

278,7 

289,6 

Staatsverbrauch 

75,6 

80,4 

84,2 

Bruttoanlageinvestitionen 

121,9 

108,2 

115,9 

Ausrüstungen 

57,6 

50,2 

54,2 

Bauten 

64,3 

58,0 

61,7 

Vorratsveränderung 

+ 1,3 

- 4,0 

+ 5,5 

Inlandsnachfrage 

471,8 

463,3 

495,2 

Außenbeitrag 

+ 6,5 

+ 16,2 

+ 14,0 

Ausfuhr 

103,0 

110,8 

117,9 

Einfuhr 

96,5 

94,6 

103,9 





Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

478,3 

479,5 

509,2 

Preisniveau des 

Bruttosozialprodukts 




Privaten Verbrauchs 

• 




10 



Drucksache V/2511 


Deutscher Bundesitag — 5. Wahlperiode 


19661) ! 1967 1) I 1968 2) 

Jährliche Veränderungen in ®/o 


— 

0,2 

__ 

18 

— 

0,5 

+ 

9,3 

+ 186,3 

__ 

32,5 

— 

0,3 

— 

2,9 

4- 

0,1 


0,1 

— 

3,1 

4- 

0,5 

— 

0,3 

— 

1,3 

— 

0,3 

+ 

2,3 

— 

0,4 

+ 

4,0 

4- 

2,6 

+ 

2,6 


3,9 

+ 

3,4 

+ 

3,9 

4- 

4,2 


4- 7,0 

4- 

3,8 

4-4 bis +5 

4- 8,0 

4^ 

3,9 

4- 3,3 

4- 7,2 

4- 

3,1 

4- 3,6 

+ 7,6 

4- 

0,1 

+ 4,7 

+ 1,4 

— 

3,7 

4-n,3 

+ 1.4 


3,7 

4- 7,9 

+ 6,2 

4- 

3,9 

4-10,0 

+ 5,3 

— 

5,8 

+34,9 

+ 10,9 

j - 

5,4 

+ 6,5 

4- 6,1 

4- 

0,3 

+ 6,2 

4- 6,1 



0,6 

+ 3,3 

4- 9,2 

4- 

10,6 

+ 4,6 

4- 6,9 

A 

2,3 

+ 3,7 

4- 4,0 

- 

0,5 

-\-12,5 

-4 7,9 

- 

4,3 

+ 3,6 

+ 6,1 

4- 

0,3 

+ 6,2 


+ 

7,0 

+ 

2,1 

+ 

3,9 

+ 

3,6 

+ 

6,3 

+ 

4,7 

+ 

2,7 

— 

11,2 

+ 

7,1 

— 

0,7 

— 

12,3 

+ 

3,0 

+ 

5,9 


9,3 

+ 

6,4 

+ 

4,5 

— 

1,8 

+ 

6,9 

+ 13,0 

4- 

7,6 

+ 

6,4 

+ 

5,0 

— 

2,0 

4^ 

9,3 

+ 

6,1 

4- 

0,3 

4- 

6,2 

-f 

3,6 

+ 

0,8 

+ 

2,1 

+ 

3,6 

+ 

1,8 

+ 

2,5 


1) Vorläufige Ergebnisse 

2) Jahresprojeklion 

^) einschließlich Abschreibungen 
1) einschließlich Übertragungen an 


die übrige Welt 
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DM gegenüber 16 Mrd. DM im Jahr 1967 
erreichen. Außenwirtschatfliches Gleichgewicht, 
das die Bundesrepublik auch wegen ihrer Ver- 
antwortung gegenüber ihren Mandelspartnern 
ansteiiern muß, ist damit zwar noch nicht gege- 
ben. Indessen wird der Druck der Rezession auf 
die Auslandsmärkte fühlbar nachlassen. Es muß 
aber die in Ziff. 33 genannten Momente der 
möglichen Verminderung des deutschen Außen- 
beitrags und auf den damit verbundenen Aus- 
fall an Gesamtnachfrage hingewiesen werden. 

35. Der Schwerpunkt der inländischen Nachfrage- 
expansion muß 1968 zweifellos bei den öffent- 
lichen und mehr und mehr auch bei den priva- 
ten Investitionen liegen, nachdem die Rezession 
in erster Linie aus einem Investitionsrückgang 
resultierte. Für die öffentlichen Investitions- 
ausgaben ist in der Jahresprojektion — ein- 
schließlich der Mittel aus dem zweiten Kon- 
junktur- und Strukturprogramm — eine Aus- 
weitung um etwa 11 v. f l. unterstellt worden. 
Da der Anteil des Bundes am öffentlichen In- 
vestitionsvolumen verhältnismäßig gering ist, 
hängt die Verwirklichung dieser Annahme 
weitgehend vom kunjunkturgerechten Verhal- 
ten der Länder und Gemeinden ab. 

Hinsichtlich der im Rahmen des zweiten Kon- 
junktur- und Strukturprogramms erteilten öf- 
fentlichen Aufträge wird angenommen, daß ein 
verhältnismäßig großer Teil in der ersten Jah- 
reshälfte 1968 produktionswirksam wird. Die 
sekundären Auswirkungen dieser Ausgaben 
werden sich allerdings vorläufig im wesent- 
lichen auf die Stabilisierung der Einkommen 
beschränken. Wenn auch berücksichtigt werden 
muß, daß die einzelnen Wirtschaftsbereiche von 
der Nachfrageexpansion sehr unterschiedlich 
begünstigt werden und auch innerhalb der 
Branchen von Unternehmen zu LInternehmen 
Differenzierungen bestehen, sind wegen der 
vorhandenen Kapazitätsreserven vorläufig doch 
keine größeren unmittelbaren Anstoßwirkun- 
gen auf die privaten Erweiterungsinvestitionen 
zu erwarten. 

Das schließt jedoch eine frühzeitige Besserung 
der Investitionsneigung nicht aus, da die gün- 
stigere Auftrags- und Finanzierungssituation 
vielfach zum Nachholen vorübergehend zurück- 
gestellter Ersatzinvestitionen, aber auch zu ver- 
stärkter Vornahme von Rationalisierungsvor- 
haben Anlaß geben könnte. Ein nicht unbe- 
trächtlicher Teil der Investitionsplanungen be- 
ruht eben nicht auf Kapazitätsüberlegungen, 
sondern wird vom technischen Fortschritt und 
dem Zwang zur Rationalisierung bestimmt. 

Es wird für die Anlageinvestitionen der Unter- 
nehmen (ohne Wohnungsbau) in der Jahrespro- 
jektion eine Zuwachsrate von etwa 7,5 v. H. 
als notwendig angesehen. 

Dagegen wird der Wohnungsbau — auch unter 
Berücksichtigung der zusätzlichen Förderungs- 
maßnahmen des zweiten Konjunktur- und Struk- 
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turprogramms — 1968 voraussichtlich nur ver- 
hältnismäßig schwach zunehmen. Für die gesam- 
ten Briittoanlageinvestitionen ergibt dies eine 
Steigerung um gut 7 v. H., wobei die Bauinvesti- 
tionen mit einer Zuwachsrate von l- 6,5 v. H. 
(wegen der schwächeren Entwicklung des Woh- 
nungsbaus) etwas hinter der Expansion der Aus- 
rüstungsinvestitionen (-f 8 V. H.) Zurückbleiben 
dürften. Allerdings werden selbst bei dieser Ent- 
wicklung das Investitionsniveau und die Inve- 
stitionsquote der Jahre 1965/66 noch erheblich 
unterschritten und damit 1968 die investiven 
Voraussetzungen für eine anhaltende und kräf- 
tige Produktivitätssteigerung in der weiteren 
Zukunft noch nicht voll hergestellt sein. Aber 
auch hier, wie schon bei der Verwirklichung 
eines besseren außenwirtschaftlichen Gleichge- 
wichts, gilt, daß in der Phase des Übergangs von 
der Rezession zu preisstabilein Wachstum nicht 
viel zu schnell angestrebt werden kann. 

36. Ein besonders starker Wachstumsimpuls wird 
1968 wahrscheinlich von den Lagerinvestitionen 
ausgehen. Ein Ansatz in der Größenordnung von 
5 bis 6 Mrd. DM dürfte nicht zu hoch gegriffen 
sein. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies 
allein einen zusätzlichen Nachfrageeffekt in 
Höhe von fast 2 v. H. des Bruttosozialprodukts. 
Diese starke Aufstockung der Lager ist aller- 
dings nicht ausschließlich auf konjunkturelle 
Faktoren zurückzuführen. Sie muß vielmehr auch 
im Zusammenhang mit dem durch steuerliche 
Erwägungen verursachten Lagerabbau im ver- 
gangenen Jahr gesehen werden. Es ist ferner zu 
berücksichtigen, daß nach dem Übergang zur 
Mehrwertsteuer ein gegebenes Lager weniger 
Kapital bindet als beim bisherigen System der 
Allphasenumsatzsteuer. Wegen dieser geringe- 
ren Kosten der Vorratshaltung ist das optimale 
Lager künftig größer als in der Vergangenheit. 
Das ist gleichbedeutend mit erhöhter Lieferbe- 
reitschaft, die stabilitätsfördernd wirkt. 

37. Verhältnismäßig schwach werden 1968 voraus- 
sichtlich die konsumtiven Ausgaben zunehmen. 
Der Staatsverbrauch dürfte, obwohl — anders 
als im vergangenen Jahr — wieder Lohn- und 
Gehaltserhöhungen zu berücksichtigen sind, die 
Zuwachsrate des Vorjahres nicht erreichen. Für 
1968 kann mit einer Steigerung der öffentlichen 
Verbrauchsausgaben um gut 4,5 v. H. gerech- 
net werden. Geht man von diesen Annahmen 
aus, dann müßte der private Verbrauch in die- 
sem Jahr um etwa 4 v. H. wachsen, wenn die 
gesamte Inlandsnachfrage in dem erwünschten 
Ausmaß zunehmen soll. Die Verwirklichung der 
in der Jahresprojektion dargestellten gesamt- 
wirtschaftlichen Ziele hängt somit nicht zuletzt 
auch von einer ausreichenden Ausweitung der 
privaten Konsumausgaben ab, die mehr als die 
Hälfte des Sozialprodukts ausmachen und daher 
die Gesamtentwicklung stark bestimmen. 

38. Die von der Bundesregierung angestrebte Zu- 
nahme der gesamtwirtschaftlichen Produktion 
um 4 V. H. dürfte im Jahresdurchschnitt 1968 
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Verringerung der Arbeits- 


40. Der in der Jahresprojektion angestrebten Aus- 


voraussichtlich eine 
losenzahl um etwa 150 000 ermöglichen. Die 
Arbeitsloscnquote würde dadurch von 2,1 v. H. 
auf 1,4 V. H. zurückgehen; bei diesen Quoten 
sind starke regionale Unterschiede zu berück- 
sichtigen, insbesondere eine hohe Arbeitslosig- 
keit in Bezirken des Ruhr- und des Zonenrand- 
gebiets. Die Zahl der abhängig Beschäftigten 
wird sich allerdings nicht entsprechend erhöhen. 
Denn die konjunkturelle Zunahme der Beschäf- 
tigtenzahl überlagert einen auf Grund der natür- 
lichen Bevölkerungsbewegung (einschließlich 
Veränderung der Erwerbsquoten) weiter rück- 
läufigen Beschäftigtentrend. Auch die Zahl der 
ausländischen Arbeitskräfte wird im Jahres- 
durchschnitt noch etwas niedriger liegen als 1967, 
obwohl im Laufe des Jahres im Zuge der kon- 
junkturellen Belebung wieder mit einer leichten 
Nettozuwanderung gerechnet wird. Die Zu- 
nahme der Beschäftigtenzahl kann danach auf 
etwa 0,5 v. H. geschätzt werden. Da sich die Zahl 
der Selbständigen und der mithelfenden Fami- 
lienangehörigen andererseits weiter vermindern 
wird, dürfte die Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
nur unwesentlich wachsen. Dagegen wird das 
Arbeitsvolumen (Erwerbstätige mal Arbeitszeit) 
wegen der - — gegenüber den Vorjahren aller- 
dings stark ab geschwächten - — Reduzierung der 
durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit (— 0,3 
V. H.) nochmals weiter zurückgehen. Diese 
Schätzung stimmt mit der Zielsetzung überein, 
daß sich die Zunahme der gesamtwirtschaftlichen 
Produktivität (Bruttoinlandsprodukt je Erwerbs- 
tätigen-Stunde) 1968 um knapp einen halben 
Prozentpunkt auf gut 4 v. H. erhöhen sollte. 

39. Auch im Jahr 1968 wird das Preisniveau aus 
konjunkturellen Gründen kaum steigen. Weder 
ist mit nachfragebedingten Steigerungen des 
Preisniveaus zu rechnen, noch dürfte im Durch- 
schnitt Anlaß zu nennenswerten kosteninduzier- 
ten Preiserhöhungen gegeben sein. Geringfügige 
Steigerungen wird es allerdings bei administra- 
tiv geregelten Preisen (z. B. bei den Mieten, bei 
Agrarpreisen und bei den Verkehrstarifen) ge- 
ben. Entscheidend für den in der Jahresprojek- 
tion 1968 unterstellten Anstieg des Preisniveaus 
sind einmal die möglichen Nebenwirkungen des 
Übergangs von der Brutto- zur Nettoumsatz- 
steuer. Diese Umstellung, die eine tiefgreifende 
Verschiebung der Preis- und Kostenstrukturen 
zur Folge hat, wird zweifellos mit gewissen 
Reibungsschwierigkeiten verbunden sein. Auch 
wenn der Wettbewerb verhältnismäßig schnell 
zu weitgehend exakter Weitergabe der effekti- 
ven Steuerbelastung zwingt, werden sich die 
anfänglichen Verzögerungen doch in der jahres- 
diirchschnittlichen Preisrate niederschlagen. Da- 
zu kommt — und das ist für die angenommene 
Preisentwicklung besonders bedeutsam — noch 
die für Jahresmitte vorgesehene Erhöhung des 
Umsatzsteuersatzes 'um einen Prozentpunkt, die 
— im Gegensatz zum Steuersystemwechsel 
selbst — eine Zunahme der Steuerbelastung mit 
sich bringen wird. 


Weitung des privaten Verbrauchs entspricht eine 
gegenüber 1967 um 4 v. fi. höhere Bruttolohn- 
und Gehaltssumme im Jahr 1968. Dabei wird 
u. a. bereits berücksichtigt, daß sich die Expan- 
sion der öffentlichen Einkommensübertragun- 
gen im Vergleich zum Vorjahr (von 10,5 v. H. 
auf 4,5 V. H.) mehr als halbieren wird. Begrün- 
det liegt dies in erster Linie darin, daß mit der 
Verbesserung der Arbeitsmarktlage die Zahlung 
von Arbeitslosengeld zurückgeht und daß von 
den Rentnern ab 1. Januar 1968 ein Krankenkas- 
senbeitrag erhoben wird. Die Sparneigung wird 
sich mit wieder stärker wachsenden Einkommen 
wahrscheinlich leicht erhöhen. Bei der bereits 
erwähnten Entwicklung von Beschäftigtenzahl 
und Arbeitszeit käme eine Lohnsteigerung in 
dem genannten Umfang zustande, wenn die 
effektiven Bruttostundenverdienste im Jahre 1968 
um knapp 4 v. H. über ihrem Niveau im Jahr 
1967 liegen. Diese Zunahme würde realisiert, 
wenn bei den einzelnen Vertragsabschlüssen im 
Laufe des Jahres 1968 die Stundenlohnsätze — 
je nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens — ■ um 
4 bis 5 V. H. erhöht würden. Hierbei ist unter- 
stellt, daß sich Tarif- und Effektivlöhne nicht zu 
stark auseinanderentwickeln. Bei diesen Orien- 
tieriingsdaten handelt es sich um gesamtwirt- 
schaftliche Durchschnittszahlen, die selbstver- 
ständlich regionale und sektorale Differenzie- 
rungen einschließen. Eine derartige Zunahme 
ist stabilitätsgerecht; wird sie schwächer, würde 
sich der konjunkturelle Aufschwung verlangsa- 
men und die Auslastung der Kapazitäten auf 
dem unbefriedigenden Niveau von heute lassen. 
Ein stärkerer Anstieg der Löhne und Gehälter 
könnte zu einer Gefährdung der für das gesamt- 
wirtschaftliche Wachstum notwendigen Gewinn- 
und Investitionsentwicklung führen. 

41. Das Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen nimmt im Rahmen dieser Projek- 
tion um knapp 8 v. H. zu. Daneben ist allerdings 
ein Sonderfaktor zu beachten, der eine bemer- 
kenswerte Verbesserung der Finanzierungsposi- 
tion des Unternehmenssektors im Jahre 1968 be- 
wirkt: Die vorgesehene Erstattung der Umsatz- 
steuer, die auf den am 31. Dezember 1967 vor- 
handenen Altvorräten liegt. 

Rechnet man diesen Betrag — er ist auf 4,5 Mrd. 
DM zu schätzen — zu den Einkommen aus Un- 
ternehmertätigkeit und Vermögen hinzu, so ist 
diese dem Unternehmenssektor zufließende 
Summe um knapp 12 v. H. höher als im Vorjahr. 
Bei der Beurteilung der Entwicklung des Ein- 
kommens aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen ist zu berücksichtigen, daß die Unter- 
nehmereinkommen vom Konjunkturrückgang 
1966/67 besonders stark betroffen wurden. Eine 
ausreichende Steigerung der Unternehmerein- 
kommen ist daher in diesem Jahr für die Fun- 
dierung des Investitionsklimas und damit für 
das weitere wirtschaftliche Wachstum beson- 
ders wichtig. Da vom Auslastungsgrad der Kapa- 
zitäten voraussichtlich noch keine starken Im- 
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pulse auf die Investitionsneigung der Unterneh« 
mer ausgehen können, behalten die Selbstfinan- 
zierungsmöglichkeiten und die Gewinnerwartun- 
gen für das Investitionsverhalten zumindest ihre 
frühere Funktion. 

42. Die dargelegte und von der Bundesregierung für 
erreichbar gehaltene Wirtschaftsentwicklung im 
Jahre 1968 stellt noch nicht die in jeder Bezie- 
hung optimale Kombination der großen wirt- 
schaftspolitischen Ziele — Stabilität des Preis- 
niveaus, hoher Beschäftigungsstand und außen- 
wirtschaftliches Gleichgewicht bei stetigem und 
angemessenem Wirtschaftswachstum — dar. Bei 
der Beurteilung der Jahresprojektion 1968 müs- 
sen aber, wie verschiedentlich erwähnt, die vor- 
ausgegangene Rezession und die dadurch be- 
dingte Ausgangslage am Ende des Jahres 1967 
berücksichtigt werden. Die Lösung, wie sie der 
vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vorgeschla- 
gene „Rahmenpakt für Expansion und Stabili- 
tät" vorsieht, läßt sich unter den gegebenen 
gesellschaftlichen Bedingungen nicht verwirk- 
lichen. Nach Auffassung der Bundesregierung 
befindet sich die Wirtschaftsentwicklung indes- 
sen mit einer Realisierung der Jahresprojektion i 
1968 auf dem Wege zur optimalen Kombination 
der obigen Ziele. Eine zu starke Beschleunigung 
des Wachstums könnte Fehlentwicklungen ein- 
leiten. 

43. Das in der Jahresprojektion angenommene wirt- 
schaftliche Wachstum wird die Kapazitätsaus- 
lastung 1968 noch nicht nennenswert verbessern. 
Angesichts der Wachstumseinbußen der vergan- 
genen anderthalb Jahre hält daher auch die Bun- 
desregierung ein Jahreswachstum von mehr als 
4 V. H. ohne Gefährdung der Preisstabilität für 
möglich. Sie ist allerdings der Auffassung, daß 
der Übergang zu einer solchen schnelleren Ent- 
wicklung allmählich erfolgen und erst im weite- 
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ren Verlauf die optimale Auslastung der vor- 
handenen Kapazitäten angestrebt werden sollte. 

44. Bei der für 1968 angenommenen wirtschaftlichen 
Entwicklung wird sich voraussichtlich eine 
jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote von 
1,4 V. H. (1967: 2,1 v. H.) ergeben. Sie wird da- 
mit immer noch höher als im Jahre 1966 liegen. 
Die Bundesregierung wird sich bemühen, die 
Arbeitslosenquote kontinuierlich in Richtung 
auf den Satz der mittelfristigen Zielprojektion 
von 0,8 V. H. zu senken (siehe Anlage 1). Die 
Verwirklichung dieses Zieles würde unter den 
gegebenen Bedingungen eine weitere Vermin- 
derung der Arbeitslosenzahl um etwa 150 000 
bedeuten. 

45. Im Jahre 1967 hat sich konjunkturbedingt ein 
außerordentlich hoher Überschuß der Handels- 
bilanz ergeben. Mit zunehmender Konjunktur- 
belebung und wieder steigenden Einfuhren wird 
dieser Saldo zurückgehen. Die auf den Anstoß 
eines neuen Konjunkturaufschwungs gerichteten 
Wirtschafts-, finanz- und kreditpolitischen Maß- 
nahmen waren somit gleichzeitig ein Schritt auf 
dem Weg zum außenwirtschaftlichen Gleichge- 
wicht. Für 1968 ist allerdings nach der Jahres- 
projektion wegen der noch nicht zufriedenstel- 
lend ausgelasteten Kapazitäten nochmals ein 
verhältnismäßig hoher — wenn auch gegenüber 
dem Vorjahr verringerter — Überschuß zu er- 
warten. 

46. Die 1967 erreichte konjunkturelle Preisstabilität 
wird voraussichtlich auch im Jahre 1968 an- 
dauern. Die sich als ünterschied zwischen nomi- 
naler und realer Entwicklung des Sozialprodukts 
ergebende höhere Preissteigerung erklärt sich — 
wie in Ziffer 39 dargelegt — aus Schwierigkei- 
ten bei der Umstellung auf die Mehrwertsteuer, 
aus der zur Jahresmitte erfolgenden Erhöhung 
dieser Steuer sowie z. T. auch aus Erhöhungen 
bei administrativ geregelten Preisen. 


C. Darlegung der für das laufende Jahr geplanten 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 


1. Maßnahmen zur Realisierung 
der Jahresprojektion 

47. Entsprechend den Zielen des Gesetzes zur För- 
derung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft stellt die Bundesregierung im Jah- 
reswirtschaftsbericht insbesondere solche Maß- 
nahmen der Wirtschafts- und Finanzpolitik dar, 
die geeignet sind, den Wirtschaftsablauf wäh- 
rend des Jahres näher an die vorgegebenen 
Ziele heranzuführen. Unbeschadet der schon am 
Beginn eines Jahres erkennbaren stabilitäts- 
und wachstumspolitischen Probleme bleibt es 


naturgemäß während des ganzen Jahres Auf- 
gabe der Regierung, die Entwicklung wachsam 
zu beobachten und erforderlichenfalls Maßnah- 
men gegen Fehlentwicklungen einzuleiten. Dies 
gilt erst recht während der nächsten Monate, 
in denen sich entscheiden wird, ob die sich ab- 
zeichnenden Aufschwungkräfte der privaten 
Wirtschaft sich endgültig durchsetzen werden. 

48. Nach Artikel 109 GG und den Vorschriften des 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes hat der 
Staat sowohl bei der Beanspruchung seiner 
Einnahmequellen als auch bei seiner Ausgaben- 


14 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2511 


gestaltung die Rückwirkungen auf die Gesamt- 
wirtschaft zu berücksichtigen. Dies ergibt sich 
zwingend auf Grund des Ausmaßes seiner Ver- 
flechtung mit der übrigen Volkswirtschaft. 

Die Verflechtung des Gesamtstaates (Bund, 
Länder, Gemeinden und Sozialversicherung) in 
den Wirtschaftskreislauf läßt sich am besten im 
Rahmen der volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
uung sichtbar machen. Innerhalb der Jahres- 
projektion 1968 stellt sich das Konto „Staat" 
wie aus der Tabelle auf Seite 16 ersichtlich dar. 

49. Für die Inanspruchnahme von Gütern und 
Diensten durch den so abgegrenzten Sektor 
„Staat" wird für 1968 eine Steigerung um 
6,3 v. H. projektiert, nach 4 v. H. im Jahre 1967. 
Der Anstieg des Staatsverbrauchs ist dabei mit 
knapp 5 v. H. angesetzt. Die öffentlichen An- 
lageinvestitionen müssen um 11 v. H. zuneh- 
men, damit sie zur Realisierung der Projektion 
beitragen. 

Auf die Ebene der einzelnen Gebietskörper- 
schaften als entscheidende Einheiten übertra- 
gen, bedeutet dies, daß Bund, Länder und Ge- 
meinden jeweils mehr investieren müssen als 
im Jahre 1966, dem Jahr vor dem scharfen 
Rückgang der öffentlichen Investitionen. Was 
für die private Wirtschaft in der Jahresprojek- 
tion nicht angenommen werden kann, daß sie 
nämlich 1968 bereits wieder mehr in Anlagen 
investiert als im Jahre 1966, ist für die öffent- 
liche Hand realisierbar und zur Verstetigung 
des Wachstums auf angemessenem Niveau 
auch erforderlich. 

Wichtigster öffentlicher Investor sind die Ge- 
meinden. Es wird daher vor allem von ihrer 
Investitionstätigkeit abhängen, ob diese Ziel- 
größen erreicht werden. Sollten Finanzierungs- 
schwierigkeiten dies in Frage stellen, müssen 
sie in gemeinsamer Anstrengung entsprechend 
dem Verfassungsauftrag des Artikels 109 GG 
und den Vorschriften des § 16 StWG überwun- 
den werden. Auch 1968 wird sich der koopera- 
tive Föderalismus bewähren müssen. Der Bund 
seinerseits ist bereit, den Gemeinden zinsgün- 
stige -Darlehen in Höhe von 250 Mio DM 
zur Verfügung zu stellen. Eine entsprechende 
Änderung des Gesetzes über Finanzierungshil- 
fen aus Mitteln des ERP-Sondervermögens für 
Investitionen im Bereich der Gemeinden (ERP- 
Investitionshilfegesetz) wird die Bundesregie- 
rung in Kürze vorschlagen. 

50. Ein weiterer Schwerpunkt staatlicher Investitio- 
nen und Investitionsanregungen für die private 
Wirtschaft wird im Rahmen des Strukturplanes 
Ruhr/Saar in Zusammenarbeit mit den zuständi- 
gen Landesregierungen geschaffen werden. Von 
den aus strukturpolitischen Gründen eingeleite- 
ten regionalen Förderungsmaßnahmen werden 
auch konjunkturell stabilisierende Wirkungen 
ausgehen. In den Ziffern 63 ff. wird dieses Pro- 
gramm im Zusammenhang mit der Politik der 


Bundesregierung für eine Gesundung der Stein- 
kohle skizziert. Unbeschadet der Ausgaben für 
diese schon heute konkret zu bezeichnenden 
Zwecke wird die Bundesregierung, wenn es 
durch eine erneute Abschwächung der privaten 
Investitionstätigkeit erforderlich werden sollte, 
durch weitere gezielte Maßnahmen die Wirt- 
schaft stabilitätskonform beleben. 

Die Bundesregierung geht in der Steuerpolitik 
ferner davon aus, daß die Investitionsprämie 
(§ 26 Kohleanpassungsgesetz) als wesentlicher 
Teil des Strukturplanes Ruhr/Saar schon bald 
ihre investitionsfördernde Wirkung entfaltet. 

51. Bei der Anpassung und Fortführung der mehr- 
jährigen Finanzplanung gemäß § 9 Abs. 3 
StWG wird die Bundesregierung sowohl auf 
der Ausgaben- als auch auf der Einnahmenseite 
die Übereinstimmung mit der volkswirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit (mittelfristige Zielpro- 
jektion) prüfen. 

Da die Abstimmung des öffentlichen Bedarfs 
und seiner Finanzierung mit den gesamtwirt- 
schaftlichen Möglichkeiten und Notwendigkei- 
ten nur auf der Grundlage einer koordinierten 
Finanzplanung von Bund, Ländern und Gemein- 
den voll gewährleistet ist, beabsichtigt die Bun- 
desregierung, über die Finanzplanung des Bun- 
des und die bei einer Reihe von anderen Ge- 
bietskörperschaften bereits bestehende Finanz- 
planung hinaus eine kooperativ mit den Län- 
dern und Gemeinden zu erarbeitende Finanz- 
planung für den öffentlichen Gesamthaushalt 
so rasch wie möglich zu verwirklichen. Die mit 
der mehrjährigen Finanzplanung der öffent- 
lichen Haushalte gleichzeitig angestrebte Kon- 
solidierung der öffentlichen Finanzen auf län- 
gere Sicht trägt im übrigen dazu bei, das Ver- 
trauen der Öffentlichkeit in eine stabile Wirt- 
schafts- und Konjunkturentwicklung zu fördern. 

52. Die Bundesregierung wird, wenn sich die Not- 
wendigkeit hierfür zeigen sollte, ein stabilitäts- 
gefährdendes Uberschäumen der Nachfrage 
rechtzeitig verhindern. Die hierfür notwendigen 
Instrumente bietet das Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetz. 

53. Die Sicherung eines anhaltenden Aufschwungs 
in Stabilität setzt im Jahre 1968 in besonderer 
Weise eine gesamtwirtschaftliche Orientierung 
aller einkommens- und vermögenspolitischen 
Entscheidungen voraus. In einer freiheitlichen 
Gesellschaftsordnung kann dieses Ziel nur 
durch ein enges und vertrauensvolles Zusam- 
menwirken des Staates mit den autonomen Ta- 
rifvertragsparteien erreicht werden. Die Bun- 
desregierung wird deswegen im Jahre 1968 die 
Beratungen mit den Vertretern der Unterneh- 
mensverbände und der Gewerkschaften fort- 
setzen. Diese Beratungen sollen dazu dienen, 
die gesamtwirtschaftlichen Zusammenhänge 
und Entwicklungsmöglichkeiten rechtzeitig zu 
erkennen, die Zielvorstellungen zu konfrontie- 
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Einnahmen und Ausgaben des Staates 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschalllichen Gesamtrechnung) 

Mrd. DM 



i 

19(55 >) 1 

1966 >) ! 

1967') ; 

1968 2) 

Laufende Einnahmen 


Laufende 

s Konto 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen . . . . 


8,3 

8,8 

8,9 

9,6 

Indirekte Steuern 



63,8 

67,8 

70,3 

72,8 

Direkte Steuern 



45,6 

49,3 

49,3 

51,6 

Sozialversicherungsbeiträge ■^) 


44,2 

48,9 

49,9 

54,3 

Sonstige Übertragungen 


U4 

1,5 

1,5 

2,5 

Summe der laufenden Einnahmen 


163,3 

176,2 

179,9 

190,8 

Laufende Ausgaben 






Staatsverbrauch 


69,6 

75,6 

80,4 

84,2 

7 inspn 


2,7 

3,3 

4,3 

5,1 

Subventionen 


3,9 

4,1 

3,9 

5,3 

Renten, Unterstützungen und Beamtenpensionen (brutto) 

U^R11c;hRltP - . . . . 

an Private 

58,4 

63,7 

70,5 

73,8 

Übertragungen an die übrige Welt 


2,8 

2,2 

2,6 

4,1 

Laufende Ersparnis (Uberschuß der laufenden Rechnung) 


25,8 

27,3 

18,2 

18,3 


Summe der laufenden Ausgaben 

163,3 176,2 179,9 190,8 

Finanzierung 

Vermögenskonto 

Laufende Ersparnis (einschließlich Abschreibungen) 

28,0 29,7 20,8 21,1 

Finanzierungssaldo (Ausgabenüberschuß) 

2,1 0,8 9,5 12,7 

Summe der vermögenswirksamen Einnahmen 

30,1 30,5 30,3 33,8 

Verwendung 


Bruttoinvestitionen insgesamt 

20,2 20,8 20,0 22,3 

davon Grundstückskäufe (netto) 

0,9 0,8 1,1 1,0 

Bruttoanlageinvestitionen 

19,3 20,0 18,9 21,3 

davon: 


Bund 

3,1 3,2 3,6 3,9 

T M n H AT * 

j 3,7 3,8 3,5 3,9 

Hpin 

' 12,3 12,9 11,6 13,2 

Sozialversicherung 

0,2 0,2 0,2 0,3 

Saldo der Vermögensübertragungen 

9,9 9,7 10,3 11,5 

Summe der vermögenswirksamen Ausgaben 

30,1 30,5 30,3 33,8 


h Vorläufige Ergebnisse 
-) Jahresprojektion 

h einschließlich Zuweisungen an einen unterstellten Pensionsfonds 
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ren und zu einer Konzertierten Aktion im Sinne 
einer gemeinsamen Abstimmung der Grund- 
linien für die autonomen Entscheidungen der 
Beteiligten zu kommen. 

Die im Jahre 1968 anzustrebende gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und die dafür erforder- 
lichen Voraussetzungen sind am 14. Dezember 

1967 gemeinsam mit den Vertretern der Unter- 
nehmensverbände und der Gewerkschaften be- 
raten worden. Ergänzend hierzu haben die an 
den Beratungen der Konzertierten Aktion Be- 
teiligten in schriftlichen Stellungnahmen der 
Bundesregierung weitere Hinweise gegeben. Die 
Bundesregierung hat alle Hinweise und Vor- 
schläge sorgfältig geprüft. Mit der in Teil B 
dieses Berichts dargelegten Jahresprojektion 

1968 stellt sie Orientierungsdaten für ein gleich- 
zeitiges aufeinander abgestimmtes Verhalten 
der Gebietskörperschaften, Gewerkschaften und 
Unternehmensverbände zur Verfügung. Der 
Bundesminister für Wirtschaft wird diese 
Orientierungsdaten in den weiteren Beratungen 
der Konzertierten Aktion erläutern. 

54. Die Bundesregierung wird die bisherigen Maß- 
nahmen zur Förderung einer weitgestreuten 
Vermögensbildung im Jahre 1968 fortsetzen. 
Ein Arbeitskreis der zuständigen Bundesres- 
sorts wird in Zusammenarbeit mit den auto- 
nomen Gruppen im Laufe des Jahres 1968 Vor- 
schläge für die vermögenspolitischen Maßnah- 
men des Staates und der Tarifvertragsparteien 
ausarbeiten. Dabei werden auch die Möglich- 
keiten untersucht, wie der Beteiligungsfinanzie- 
rung und dem Beteiligungssparen bessere Ent- 
wicklungsmöglichkeiten gegeben werden kön- 
nen. 

Die staatliche Sparförderung sowie die Förde- 
rung des Eigenheimbaues sollen im Jahre 1968 
nicht verändert werden. Die Bundesregierung 
bereitet jedoch die Ausgabe eines nicht mit 
einem Kursrisiko behafteten „Sparbriefes der 
üffentlich'en Hand" vor. Wie diese Papiere für 
Bezieher niedriger Einkommen attraktiv ge- 
macht werden können, wird noch geprüft. 


II. Wettbewerbs- und Strukturpolitik 

55. Um das Preisniveau stabil zu halten und die 
Leistungskraft der Wirtschaft zu stärken, wird 
die Bundesregierung den Wettbewerb auch im 
Jahre 1968 weiter fördern. Sie wird noch mehr 
als bisher darauf achten, daß alle wirtschafts- 
politischen Entscheidungen auch unter dem Ge- 
sichtspunkt geplant und durchgeführt werden, 
daß sie sich im Rahmen der Wettbewerbsord- 
nung halten und die Wettbewerbsvorausset- 
ziingen nach Möglichkeit verbessern. Auf dem 
Gebiet der Antikartellpolitik wird die Bundes- 
regierung auf eine Anwendung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen hinwirken, 
die der leistungssteigernden Kooperation den 
erforderlichen Raum gibt. Auf der anderen 


Seite wird sie aber auch dafür sorgen, daß Be- 
schränkungen, die einem wirksamen, funktions- 
fähigen Wettbewerb entgegenstehen, weiter 
verhindert und, wo sie bestehen, abgebaut 
werden. Mit dieser Zielrichtung prüft eine Ar- 
beitsgruppe gegenwärtig, welche Änderungen 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen notwendig sind. Die Bundesregierung wird 
bei ihren wettbewerbspolitischen Entscheidun- 
gen die konjunkturelle Lage berücksichtigen. 

56. Auf dem Gebiet der Außenwirtschaft werden 
am 1. Juli 1968 neue Daten gesetzt, die auch 
wettbewerbspolitisch relevant sind. Zu diesem 
Zeitpunkt werden die restlichen Binnenzölle in 
der EWG beseitigt. Gleichzeitig wird der Ge- 
meinsame Zolltarif gegenüber Drittländern in 
Kraft gesetzt, der um die beiden ersten Stufen 
der in der Kennedy-Runde vereinbarten Zoll- 
senkungen gekürzt ist. Für die Einfuhren aus 
Drittländern wird das überwiegend Zollsenkun- 
gen bringen. Insgesamt werden die Einfuhren 
im Bereich der gewerblichen Wirtschaft um 
schätzungsweise 200 Mio DM oder etwa einen 
Prozentpunkt der Zollbelastung entlastet. Der 
Zollabbau wird die Wettbewerbsposition aus- 
ländischer Anbieter auf dem deutschen Markt 
verbessern und vor allem bei importierten 
gewerblichen Waren Spielraum für Preissen- 
kungen schaffen. Auf der anderen Seite werden 
insbesondere die Vollendung der Zollunion 
innerhalb der EWG und die Zollsenkungen im 
Rahmen der Kennedy-Runde den Exporten zu- 
gute kommen. 

57. Förderung des Wettbewerbs und der internatio- 
nalen Arbeitsteilung bedeutet immer auch För- 
derung neuer Produktionen und des Struktur- 
wandels der Wirtschaft. Ohne ständige Anpas- 
sung der Unternehmen und eine ausreichende 
Mobilität der Beschäftigten ist ein angemesse- 
nes wirtschaftliches Wachstum nicht möglich. 
Die Bundesregierung wird deshalb die konjunk- 
turpolitische Globalsteuerung in verstärktem 
Umfange durch eine angebotsfördernde Struk- 
turpolitik ergänzen. 

Sie wird ihre Bemühungen verstärken, um 
neues Rationalisierungswissen und neue Mög- 
lichkeiten der Produktivitätssteigerung weiten 
Kreisen der Wirtschaft praxisgerecht nahezu- 
bringen und die Aus- und Fortbildung des Ma- 
nagements und der Arbeitnehmer zu verbes- 
sern. 

Um die Produktivität der Wirtschaft weiter zu 
steigern und die in einigen wichtigen Bereichen 
bestehenden „technologischen Lücken" schlie- 
ßen zu helfen, sollen neben der Arbeit der 
technisch -wissenschaftlichen Bundesanstalten 
auch private Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben verstärkt gefördert werden. Wie die Er- 
fahrung der letzten Jahre zeigt, gibt es Be- 
reiche, in denen Forschung und Entwicklung 
mit so hohen Risiken belastet sind, daß Lei- 
stungskraft und Risikobereitschaft der privaten 
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Wirtschaft nicht ausreichen. Das gilt vor allem 
auch für einige Bereiche der Klein- und Mittel- 
industrie und des Handwerks. Aus diesem 
Grunde soll die Gemeinschaftsforschung im Be- 
reich der gewerblichen Wirtschaft noch stärker 
als bisher unterstützt werden. 

58. Die technische Entwicklung wird vor allem in 
der Luft- und Raumfahrttechnik und bei der 
elektronischen Datenverarbeitung gefördert. 
Die Luft- und Raumfahrtindustrie ist ein Schritt- 
macher für die Anwendung moderner Techni- 
ken. Ihre Entwicklungs- und Produktionskosten 
sind jedoch so hoch, daß sie von Privaten nicht 
allein aufgebracht werden können. Für die Ent- 
wicklung ziviler Flugzeuge will der Bund im 
Jahre 1968 42 Mio DM bereitstellen. Bis 1971 
sollen diese Mittel auf 110 Mio DM jährlich ge- 
steigert werden. 

Wegen der Schlüsselstellung der elektronischen 
Datenverarbeitung für die künftige wirtschaft- 
liche Entwicklung werden an förderungswür- 
dige Unternehmen zinsfreie langfristige Kredite 
gewährt. Der Förderungsbetrag für die Ent- 
wicklung von EDV-Geräten beläuft sich für 
1968 auf 30 Mio DM; er soll in den folgenden 
Jahren erhöht werden. 

Die technische Entwicklung hat im Schiffbau 
die Nachfrage auf größere Schiffe (z. B. Super- 
tanker) und neue Typen (z. B. für Container) 
gelenkt. Zur Anpassung an diese veränderten 
Verhältnisse hat die Bundesregierung für 1968 
im ERP-Wirtschaftsplan Anpassungskredite in 
Höhe von 35 Mio DM (zuzüglich 20 Mio DM 
Bindungsermächtigung auf das Aufkommen des 
Jahres 1969) vorgesehen. Der Wettbewerb ist 
auf dem Weltschiffbaumarkt durch unterschied- 
lich hohe staatliche Subventionen w^eitgehend 
verzerrt. Die sich dadurch ergebenden Nachteile 
für den deutschen Schiffbau sucht die Bundes- 
regierung durch das laufende 5. Werfthilfepro- 
gramm zur Erleichterung der Auftragsfinanzie- 
rung im Exportschiffbau wettzumachen, für das 
110 Mio DM Zinszuschüsse und 189 Mio DM 
ERP-Kredite bereitgestellt werden. Ein An- 
schlußprogramm für Ablieferungen der Jahre 
1970 bis 1972 ist in Vorbereitung. 

59. Besondere Schwierigkeiten bei der Anpassung 
an neue Produktions- und Marktverhältnisse er- 
geben sich häufig für kleine und mittlere Unter- 
nehmen. Sie sind bei aufsteigender Konjunktur 
leichter zu bewältigen. Die Maßnahmen zur Kon- 
junkturbelebung werden sich deshalb vor allem 
auch auf diese Unternehmen günstig auswirken. 
Gerade in den kleinen und mittleren Unterneh- 
men fehlt allerdings oft eine ausreichende Kapi- 
talbasis. Da die Umwandlung von Personenun- 
ternehmen in Kapitalgesellschaften und der Zu- 
sammenschluß von Unternehmen steuerrechtlich 
teilweise noch behindert sind, wird die Bundes- 
regierung Anfang 1968 einen Gesetzentwurf vor- 
legen, der die im Bereich der Steuergesetzge- 
bung des Bundes bestehenden Hemmnisse so- 


weit wie möglich beseitigt. Sie erwartet dabei, 
daß sich die Länder für den wichtigen Bereich 
der Grunderwerbsteuer diesem Vorhaben an- 
schließen. 

Anpassungsschwierigkeiten ergeben sich auch 
für den Bereich der Landwirtschaft. Uber die 
Maßnahmen zu ihrer Behebung legt die Bundes- 
regierung alljährlich den Grünen Bericht vor. 

60. Auch für die Steigerung der Produktivität und 
die Anpassung an strukturelle Veränderungen 
in Handwerk, Handel und Hotel- und Gaststät- 
tengewerbe hat die Bundesregierung im Jahre 
1968 wieder öffentliche Förderungshilfen vorge- 
sehen. Die Gewerbeförderungsmaßnahmen die- 
nen insbesondere dem Ausbau des Informations- 
und Beratungswesens. Es wird angestrebt, in Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern die Gewerbe- 
förderung künftig mittelfristig zu planen. 

61. Die Mobilität der Arbeitnehmer soll durch viel- 
fältige Maßnahmen verbessert werden. Hierzu 
zählt auch die Anpassung der Berufsausbildung 
an die sich ändernden technischen, wirtschaftli- 
chen und gesellschaftlichen Erfordernisse. Zu 
diesem Zweck werden die Ausbildungsberufe 
durchleuchtet mit dem Ziel, zu breiteren, mög- 
lichst funktionsorientierten Grundberufen in der 
Ausbildung zu gelangen und die bestehenden 
Ausbildungsnormen beschleunigt anzupassen. 
Die Stufenausbildung soll aus breiterer Basis 
erprobt und eingesetzt werden. 

Alle Fragen der beruflichen Ausbildung, insbe- 
sondere die Probleme der Grundausbildung, der 
Fortbildung und Umschulung und der Berufsbil- 
dungsforschung werden in einem neu geschaffe- 
nen Gesprächskreis beraten, an dem das Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
das Bundesministerium für Wirtschaft, Spitzen- 
organisationen der Gewerkschaften und der 
Wirtschaft, der Bildungsrat und die Kultusmini- 
sterkonferenz beteiligt sind. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn 
die Beratungen des Bundestages über eine ge- 
setzliche Neuregelung der Berufsausbildung 
auf der Grundlage der von den Fraktionen ein- 
gebrachten Entwürfe 1968 abgeschlossen werden 
könnten. 

Die Bundesregierung wird die Leistungs- und 
Anpassungsfähigkeit der Berufstätigen verbes- 
sern. Die Maßnahmen zur beruflichen Umschu- 
lung, insbesondere in den von Strukturkrisen 
betroffenen Gebieten, werden erheblich intensi- 
viert werden. Der von der Bundesregierung vor- 
gelegte Entwurf eines Arbeitsförderungsgeset- 
zes soll die Tätigkeit der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung auf eine neue gesetzliche Grundlage stel- 
len und erweitern. Die Bundesregierung hofft, 
daß das vorgeschlagene Gesetz noch in diesem 
Jahr vom Bundestag verabschiedet wird, so daß 
es spätestens zum 1. Januar 1969 in Kraft treten 
kann. 
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62. Im Bereich der Strukturpolitik mißt die Bundes- : 
rcgierunq der reqionälen Wirtschaftsförderunq ' 
eine waciisende Bedeutung zu. Die Förderung i 
des Zonenrandgebiets, der Bundesausbaugebiete 
und der Bundesausbauorte wird fortgesetzt. Im 
Frühjahr 1968 werden 18 Bundesausbauorte neu 
benannt. Um die Wirksamkeit der Maßnahmen 
des Regionalen Förderungsprogramms zu stei- j 
gern, hat die Bundesregierung vor allem fol- 
gende Änderungen beschlossen: 

— Ab 1968 können anstelle der niedrigverzins- 
lichen Investitionskredite für die gewerbliche 
Wirtschaft auch Investitionszuschüsse ge- | 
währt werden. Da die genannten Kredite bis 
zu 50 V. H. der Investitionskosten decken, für 
den Investor gleichwertige Investitionszu- 
schüsse jedoch nur 15 v. H. der Investitions- 
kosten ausmachen, können mit dem gegebe- 
nen Haushaltsvolumen mehr Vorhaben ge- 
fördert werden. Durch eine neue Bindungs- 
ermächtigung erhöht sich das Volumen der 
im Jahre 1968 zu vergebenden Förderungs- 
mittel um 50 Mio DM. 

Die Frachthilfe wird in bestimmten Fällen 
nicht mehr gewährt (z. B. wenn ihr Betrag, 
absolut oder bezogen auf den Umsatz, nicht 
sehr ins Gewicht fällt). Die auf diese Weise 
freiwerdenden Beträge bleiben jedoch für die 
Frachthilfe erhalten, da die Anforderungen 
bei normaler Wirtschaftsentwicklung infolge 
steigender Mehrtransporte ohnehin von Jahr 
zu Jahr zunehmen. Außerdem sollen die Be- 
günstigungen künftig anstelle der Frachthil- 
fen auch zinslose Investitionskredite erhal- 
ten können. Damit wird ein Anreiz geschaf- 
fen, sich auf solche Produktionen umzustel- 
len, bei denen die Frachtkosten eine gerin- 
gere Rolle spielen. Die Empfänger solcher 
Kredite scheiden anschließend endgültig aus 
dem Kreis der Frachthilfebegünstigungen 
aus. 

63. Die Bundesregierung wird sich, wie sie am 
8. November 1967 im Deutschen Bundestag er- 
klärt hat, 1968 vor allem um die rasche Bewäl- 
tigung der Strukturanpassungsprobleme in den 
Steinkohlenbergbaugebieten bemühen. Im Rah- 
men eines Strukturprogramms für Ruhr und Saar 
wird Vorsorge getroffen, daß parallel zu der 
geordneten Anpassung der Steinkohlenkapa- 
zitäten an die Absatzmöglichkeiten und die Kon- 
zentrierung der Förderung auf die Schachtan- 
lagen mit der günstigsten Kosten- und Ertrags- 
lage neue Arbeitsplätze für die im Bergbau frei- 
werdenden Arbeitskräfte entstehen. Dieser 
Strukturplan umfaßt folgende Maßnahmengrup- 
pen: 

— Die Beschaffung von Grundstücken für die 
Industrieansiedlung wird durch die Tätigkeit 
der Aktionsgemeinschaft Deutsche Steinkoh- 
lenreviere GmbH bereits erleichtert. Zusätz- 
lich ist im Entwurf des Kohleanpassungsge- 
setzes die Möglichkeit der Enteignung vor- 
gesehen. 


- - Hauptanreiz für industrielle Investitionen in 
den Steinkohlenbergbaugebieten wird die 
bereits in Ziffer 50 erwähnte Investitions- 
prämie in Höhe von 10 v. H. sein, die in dem 
soeben genannten Gesetzentwurf ebenfalls 
vorgesehen ist. Sie stellt eine marktkonforme 
Maßnahme zur regionalpolitischen Beein- 
flussung der Kapitalströme dar. Zu dieser 
Investitionsprämie können zinsgünstige In- 
vestitionskredite und Zuschüsse hinzutreten, 
die aus Mitteln des ERP-Sondervermögens, 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und des Lan- 
des Nordrhein-Westfalen gewährt werden. 
Investitionsprämie und zinsgünstige Kredite 
können zusammen das geförderte Vorhaben 
um 15 V. H. verbilligen. Nach Annahme des 
Kohleanpassungsgesetzes und mit den der- 
zeit verfügbaren Kredit- und Zuschußmitteln 
könnten auf diese Weise industrielle Vor- 
haben mi4 einem Investitionsbetrag von rd. 
1,5 Mrd. DM gefördert werden. 

— Der Ausbau der Infrastruktur, insbesondere 
auch die Erschließung des notwendigen In- 
dustriegeländes, ist zwar in erster Linie Auf- 
gabe der betroffenen Länder und Kommu- 
nen. Die Bundesregierung mißt dieser Auf- 
gabe jedoch unter gesamtwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten große Bedeutung zu. Um 
den notwendigen Ausbau der Infrastruktur 
an Ruhr und Saar, insbesondere die Verbes- 
serung des Nahverkehrs, ohne Verzögerung 
zu ermöglichen, berät die Bundesregierung 
gemeinsam mit den Landesregierungen von 
Nordrhein-Westfalen und dem Saarland die 
Finanzierungsmöglichkeiten. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, für den 
Ausbau der Infrastruktur an Ruhr und Saar 
im Jahr 1968 einen finanziellen Beitrag 
{Zinszuschüsse, Zuschüsse) in Höhe von 
50 Mio DM ohne Steigerung des vorgesehe- 
nen Haushaltsvolumens zu leisten. Mit die- 
sem Betrag können zusätzliche Investitionen 
im Umfang von etwa einer halben Mrd. DM 
ausgelöst werden. 

Ziel der genannten Maßnahmen ist es, die Wirt- 
schaftsstruktur der durch die Stillegungen im 
Steinkohlenbergbau betroffenen Gebiete zu ver- 
bessern. Der regionale und sektorale Struktur- 
wandel an Ruhr und Saar muß deswegen im Zu- 
sammenhang mit der Entwicklung im Steinkoh- 
lenbergbau und dem energiewirtschaftlichen Ge- 
samtprogramm der Bundesregierung gesehen 
werden. 

III. Energiepolitik 

64. Die energiepolitische Situation wurde 1967 
nicht nur durch den fortdauernden Struktur- 
wandel, sondern in starkem Maße auch durch 
die Rezession der Gesamtwirtschaft bestimmt. 

Der Primärenergieverbrauch ging im Jahre 
1967 erstmals seit dem Jahre 1958 wieder 
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Veränderungen des Primärenergieverbrauchs 
1957 bis 1967 



in V. H. 

in Millionen t SKE *) 

1957 * 

1967 

(vorläufig) | 

1957 1 

1967 

(vorläufig) 

Steinkohle (ohne Exportüberschuß) 

69,5 

36,4 

137,8 

97,2 

Braunkohle 

16,0 

nj 

31,7 

29,6 

Mineralöl insgesamt 

10,7 

46,3 

21,3 

123,7 

davon: 





Heizöl (Inlandsabsatz) 

(3,4) 

(25,7) 

(6,8) 

(68,7) 

Treibstoffe 

(5,0) 

(lU) 

(10,0) 

(30,4) 

übrige Mineralölprodukte 

(2,3) 

(9,2) 

(3,3) 

(24,6) 

Naturgas 

0,4 

2,2 

0,7 

5,9 

Wasser und Kernkraft 

2,5 

3,5 

4,9 

9,3 

Holz und Torf 

0,9 

0,5 

1,8 

1,3 


’) Steinkohleneinheiten 


zurück (um ca. —0,8 v. H.). Die Zuwachsrate des 
Primärenergieverbrauchs hatte in diesem Zehn- 
jahreszeitraum im Durchschnitt etwa +3,0 v. H. 
betragen und in den Spitzenjahren 1960 und 
1963 sogar Raten von +8,1 und +7,6 v. H. 
erreicht. 

Der anhaltende Wandel in der Struktur der 
Nachfrage nach Primärenergie wirkte sich stark 
zu Lasten der Steinkohle aus. 

Für 1968 wird angenommen, daß bei einer 
Zunahme des realen Bruttosozialprodukts von 
+ 4 V. H. der Primärenergiebedarf um etwa 
2,8 V. H. steigt. Für die einzelnen Primär- 
energieträger werden folgende Anteile am 
Gesamtenergieverbrauch erwartet: 



in V. H. 

in Mil- 
lionen t 
SKE *) 

Steinkohle (ohne Export- 
überschuß von ca. 16 Mil- 



Honen t) 

33,6 

92,2 

Braunkohle 

10,9 

30,0 

Mineralöl insgesamt 

48,8 

133,9 

davon: 



Heizöl (Inlandsabsatz) , . 

(26,0) 

(71,2) 

Treibstoffe 

(12,2) 

(33,5) 

übrige Mineralöl- 

i 


produkte 

(10,6) 

(29,2) 

Naturgas 

3,1 

8,5 

Wasser und Kernkraft .... 

3,1 

8,4 

Holz und Torf 

0,5 

1,3 


*) Steinkohleneinheiten 


Alternativrechnungen über die mögliche mittel- 
fristige Entwicklung der Absatzaussichten auf 
dem deutschen Energiemarkt, die jedoch nicht 
als Förder- und Produktionsrichtzahlen angese- 
hen werden können, sind als Anlage beigefügt 
(Anlage 3). Diese Alternativrechnungen sollen 
eine mehrjährige Vorausschau ermöglichen und 
eine Vorstellung über die denkbare mittelfri- 
stige Entwicklung der einzelnen Energieträger, 
insbesondere der Steinkohle, geben, 

65. Vordringlichste Aufgabe der Energiepolitik im 
Jahre 1968 ist die konsequente Durchführung 
des Gesamtprogramms zur Anpassung und Ge- 
sundung des Steinkohlenbergbaus und der 
Steinkohlenbergbaugebiete. 

Die Bundesregierung hat mit einer Reihe von 
Maßnahmen, vor allem mit dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Anpassung und Gesundung des 
deutschen Steinkohlenbergbaus und der deut- 
schen Steinkohlenbergbaugebiete die Voraus- 
setzungen für die Verwirklichung dieses Pro- 
gramms geschaffen. Daß damit ein richtiger Weg 
beschritten wird, ist auch die Meinung des Sach- 
verständigenrats (Ziffer 90). Der wissenschaft- 
liche Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium 
hat zu dem Gesetzentwurf gleichfalls positiv 
Stellung genommen (Anlage 4). Diese Maßnah- 
men zielen auf 

— die Neuordnung der Unternehmensstruktur 
im Steinkohlenbergbau, 

— die Stabilisierung des Steinkohlenabsatzes 
in wichtigen Bereichen, 

— die Verstärkung des Wettbewerbsschutzes 
für die Steinkohle, 

- — die Sicherung des sozialen Status der Berg- 
leute, 
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— die Verbesserung der Wirtschaftsstruktur in 
den Steinkohlenbergbaugebieten, 

— die Lösung der kohlepolitischen Aufgaben im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaften. 

Damit wird 1968 die Vorbereitungsphase abge- 
schlossen werden. 

Mit zunehmender Belebung der allgemeinen 
Wirtschaftstätigkeit kann das energiepolitische 
Gesamtprogramm der Bundesregierung in die 
Phase der Anpassung eintreten. In ihr soll eine 
grundlegende Neuordnung des Steinkohlenberg- 
baus vor allem im Ruhrrevier vollzogen und 
die Steinkohlenförderung auf die langfristig 
lebensfähigen Schachtanlagen konzentriert wer- 
den. Die Produktion und der Absatz von Stein- 
kohle sollen dabei mittelfristig miteinander in 
Einklang gebracht werden. 

66. Das Gesamtprogramm für den Steinkohlenberg- 
bau hat im Jahre 1968 folgende Schwerpunkte: 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Gesun- 
dung des Steinkohlenbergbaus ist die grund- 
legende Neuordnung seiner Unternehmensstruk- 
tur, vor allem im Ruhrrevier. Die Bundesregie- 
rung gibt dabei einer freiwilligen und in der 
unternehmerischen Verantwortung der Bergbau- 
eigentümer gebildeten Gesamtgesellschaft den 
Vorzug. 

Eine weitere wichtige Voraussetzung für die 
Gesundung des Bergbaus ist die Angleichung 
der Produktionskapazität an die Absatzmöglich- 
keiten. Das bedeutet, daß auch im Jahre 1968 
Zechen stillgelegt werden müssen. Die Bundes- 
regierung wird Stillegungsprämien grundsätz- 
lich nur dann gewähren, wenn die Stillegungen 
im Rahmen des geordneten Vollzugs eines Gene- 
ralplans vorgenommen werden. Der Plan muß 
soziale und regionale Belange berücksichtigen 
und mit der öffentlichen Hand abgestimmt sein. 

Ein zentrales Anliegen bleibt die soziale Siche- 
rung des Bergmannes. Jeder Arbeitnehmer des 
Steinkohlenbergbaus kann die Gewißheit haben, 
daß für ihn und seine Familie sowohl während 
seiner Zugehörigkeit zum Steinkohlenbergbau 
als auch dann gesorgt wird, wenn er als Folge 
einer Stillegungsmaßnahme seinen Arbeitsplatz 
im Steinkohlenbergbau verliert. 

Die Bundesregierung entwickelt einen Gesamt- 
sozialplan, der allen Bergleuten bei einer 
Zechenstillegung die Gewährung der umfangrei- 
chen Hilfen des Bundes und der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl sowie der 
betrieblichen Leistungen unabhängig von den 
einzelbetrieblichen Verhältnissen sichert. Er 
umfaßt 

— die Gewährung des Abfindungsgeldes, 

— die Sicherung des Bergbauwohnrechts, 

— die Zahlung von Ampassungshilfen bei einem 
Arbeitsplatzwechsel (Lohnausgleich, Fahr- 
kosten, Trennungsentschädigung, Umzugs- 
kosten, Einrichtungsbeihilfe), 


— die Gewährung von Hilfen zur Berufsförde- 
rung durch Umschulung (Versorgung der 
Familie durch Zahlung eines Wartegeldes, 
Erstattung der Umschulungskosten, gegebe- 
nenfalls Trennungsentschädigung, Anlemzu- 
schuß), 

— die Gewährung der betrieblichen Leistungen 
des Steinkohlenbergbaus. 

Weiterhin hat die Bundesregierung zusammen 
mit den Bergbauländern für das Jahr 1968 den 
Wegfall sämtlicher Nachholschichten bei vollem 
Lohnausgleich ermöglicht und die Gewährung 
eines Härteausgleichs für Feierschichten vorge- 
sehen. Schließlich erhalten alle Bergleute ab 
1968 die Bergmannsprämie in einheitlicher Höhe 
von 2,50 DM je Schicht unter Tage. 

Damit der Prozeß der Anpassung und Gesun- 
dung des Steinkohlenbergbaus möglichst stö- 
rungsfrei verlaufen kann, hat die Bundesregie- 
rung flankierende Maßnahmen ergriffen: 

Erstens: Die Sicherung des Steinkohlenabsatzes 
durch öffentliche Hilfen in der Elektrizitätswirt- 
schaft, in der Eisen- und Stahlindustrie und in 
der Fernwärmeversorgung sowie der bevorzugte 
Einsatz von Steinkohle in öffentlichen Gebäuden 
wird fortgesetzt. 

Zweitens: Der Wettbewerbsschutz für den Stein- 
kohlenbergbau wird fortgeführt. 

— Die Kohlenzollregelung gegenüber der Ein- 
fuhr von Steinkohlen aus dritten Ländern 
ist mit Wirkung vom 1. Januar 1968 um wei- 
tere drei Jahre verlängert worden. Das Kon- 
tingent für die zollfreie Einfuhr von Stein- 
kohle bleibt auf jährlich 6 Millionen t be- 
schränkt und kann erforderlichenfalls um bis 
zu 1,2 Millionen t vermindert oder erhöht 
werden. 

— Der Verbrauch von Heizöl bleibt mit der 
Heizölsteuer von 25 DM je Tonne schweres 
Heizöl und 10 DM je Tonne leichtes Heizöl 
belastet. 

— Die Selbstbeschränkung der Mineralölunter- 
nehmen beim Heizölabsatz wird auch 1968 
auf einen Absatzzuwachs von 3 v. H. beim 
schweren Heizöl und 4 v. H. bei den Mittel- 
destillaten (Diesel und leichtes Heizöl) aus- 
gerichtet. Die administrative Kontrolle der 
Wirksamkeit der Selbstbeschränkung ist 
durch eine Änderung des Einfuhrverfahrens 
verbessert worden. 

— Die Raffineriegesellschaften haben ein beson- 
deres Gremium gebildet, daß die Aufgabe 
hat, den Ausbau und den Neubau von Raffi- 
neriekapazitäten mit dem mittelfristig zu er- 
wartenden Heizölbedarf in Einklang zu brin- 
gen. 

67. In der Braunkohlenwirtschaft geht die Brikett- 
verwendung strukturell zurück. Es ist jedoch zu 
erwarten, daß die Braunkohlenförderung in der 
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Größenordnung von jährlich 100 Millionen t 
durch den vermehrten Einsatz der Braunkohle 
zur Stromerzeugung stabilisiert werden kann. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
der Braunkohlenbergbau keiner besonderen 
staatlichen Hilfe bedarf. Sie wird dennoch auch 
1968 die Entwicklung dieses derzeit noch billig- j 
sten heimischen Energieträgers wachsam beob- i 
achten. 

68. Die Mineralölwirtschaft wurde 1967 durch die 
Nahost-Krise einer ernsten Belastungsprobe 
unterworfen, die indes gemeistert werden 
konnte, ohne daß die gesetzlichen Pflichtvor- 
räte angetastet werden mußten. Die Vorratshal- 
tung wird 1968 noch weiter verbessert werden. 

Die Mineralölpolitik wird außerdem die Bestre- 
bungen zur Wahrung einheitlicher Wettbe- 
werbsbedingungen zwischen den Mineralölun- 
ternehmen in der Europäischen Gemeinschaft 
fördern. 

()9. In der Gaswirtschaft geht es darum, das zu- 
nehmende Angebot sowohl des im Inland ge- 
förderten als auch des importierten Erdgases in 
den Gasmarkt einzugliedern und eine gesunde 
Unternehmensstruktur zu fördern. Der Ver- 
brauch von Naturgas nimmt kräftig zu, dürfte 
aber 1968 erst einen Anteil von etwa 3 v. H. 
des Primärenergieverbrauchs erreichen. 

70. Die Elektrizitätswirtschaft wird 1968 voraus- 
sichtlich etwa 31 Millionen t Gemeinschafts- 
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Steinkohle verbrauchen; davon wei'dcn über 
5 Millionen t durch staatliche Hilten vcrbiliigt. 
Durch die „ Verstromung der Kohle" soll jedoch 
die Kernenergie nicht beeinträchtigt werden. 

Aus Kernenergie wurden bereits 1967 rd. 1 Mrd. 
kWh erzeugt, 1968 werden es voraussichtlich 
3 Mrd. kWh sein, das sind 1,2 Millionen t SKE. 
Schon 1975 wird die Kernenergie wahrscheinlich 
11 bis 14 V. H. und 1980 etwa ein Drittel des 
Strombedarfs decken. 

Die noch bestehende staatliche Bindung der 
Strompreise soll 1968 vor allem mit dem Ziel 
überprüft werden, Preisverzerrungen zu besei- 
tigen und verbrauchsfördernde Tarife anzustre- 
ben. 

71. Die Bundesregierung setzt 1968 ihre Bemühun- 
gen um eine gemeinsame Energiepolitik in den 
Europäischen Gemeinschaften fort. Sie verweist 
in diesem Zusammenhang insbesondere auf 
ihren Antrag im Besonderen Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
am 5. Juni 1967 an die Hohe Behörde, die mani- 
feste Krise im Steinkohlenbergbau festzustellen 
und die Möglichkeiten des Vertragswerks der 
Gemeinschaft zur Lösung des Steinkohlenpro- 
blems auszuschöpfen. Ferner tritt die Bundes- 
regierung dafür ein, daß in gemeinsamen Bera- 
tungen der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften und der Regierungen der sechs 
Partnerstaaten die Grundlinien einer gemein- 
samen Energiepolitik ausgearbeitet werden. 
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Anlage 1 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
I A 6 — 02 00 09 


Bonn, den 12. Mai 1967 


Erläuterungen zur Projektion 
der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung 
bis zum Jahre 1971 


I. 

Die Werte der beiliegenden Tabellen für den Zeit- 
raum 1966 bis 1971 sind nicht das Ergebnis einer 
Voraiisschätzung der wahrscheinlichen allgemeinen 
Wirtschaftsentwicklung, sondern sie geben die von 
der Wirtschaftspolitik angestrebten Ziele an. Um 
diese Ziele tatsächlich zu erreichen, bedarf es in den 
kommenden Jahren einer in Strukturförderung und 
Konjunktursteuerung tatkräftigen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik. Die großen wirtschaftspolitischen Ziele 
sind bei dieser Projektion im Endjahr wie folgt quan- 
tifiziert: 

]. Vollbeschäftigung 

entspricht einer Arbeitslosenquote (Anteil der Zahl 
der Arbeitslosen an der Zahl der abhängigen Er- 
werbspersonen) von 0,8 V. H. (bei normalem Winter- 
wetter). 

2. Preisstabilität 

entspricht einer Differenz der Zunahme des nomi- 
nalen Bruttosozialprodukts zum Wachstum des 
realen Bruttosozialprodukts von 1 v. H. 

3. Außenwirtschaftliches Gleichgewicht 

entspricht einem Anteil des Außenbeitrages am 
Bruttosozialprodukt von 1 v. H., und damit den vor- 
aussichtlichen finanziellen Verpflichtungen. 

4. Angemessenes W irtschaftswachstum 

entspricht einer Zuwachsrate des realen Bruttosozial- 
produkts von 4 V. FI. 

II. 

Die Arbcitslosenquote von 0,8 v. H. hat etwa die 
gleiche Größenordnung wie in den Jahren 1961 bis 
1966. 

Beim Deflationierungsfaktor wurde eine stetige Ab- 
nahme bis auf 1 V. H. im Endjahr als Zielsetzung 
angenommen. Diese Entwicklung wird durch den 
Sonderfaktor der Umstellung auf die Netto-Umsatz- 
steuer am 1. Januar 1968 unterbrochen. Der höhere 
Deflationierungsfaktor im Jahre 1968 ist aber keine 
echte „Preissteigerung", sondern vorwiegend das Er- 
gebnis der völlig andersartigen „Bewertung" der 
Produktion auf den verschiedenen Produktionsstufen 
bei der Netto-Umsatzsteuer im Verhältnis zu den 
Bewertungsgrundsätzen bei der derzeitigen kumu- 
lativen Allphasensteuer. Ein Deflationierungsfaktor 
des Bruttosozialprodukts von 1 v. H. ergibt sich zu 
einem großen Teil aus den technischen Berechnungs- 
methoden der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
(Staatsverbrauch) und den ihnen zugrunde liegen- 
den Preisstatistiken; sie bedeutet praktisch eine Sta- 


bilität des „Niveaus" der Marktpreise bei enspre- 
chenden Verschiebungen in der Preisstruktur. 

Ein Anteil des Außenbeitrages von 1 v. H. am 
Bruttosozialprodukt ist notwendig, wenn die Bundes- 
republik ihre Verpflichtungen für Übertragungen an 
die übrige Weit und Kapitalexporte erfüllen will. 
Angesichts der Bedingungen und Voraussetzungen 
für die künftige allgemeine Wirtschaftsentwicklung 
— insbesondere der abzusehenden Arbeitsmarkt- 
lage — erscheint ein Wachstum des realen Brutto- 
sozialprodukts von 4 V. H. im Jahresdurchschnitt mit- 
telfristig als angemessen, um die übrigen erwähnten 
Ziele zu erreichen. Wegen der im Jahre 1967 abge- 
simkenen Zuwachsrate ergibt sich für den Gesamt- 
zeitraum von 1967 bis 1971 allerdings nur eine durch- 
schnittliche reale Wachstumsrate von 3,6 v. H. 

III. 

Die Angaben der beiliegenden Tabellen sind Jahres- 
durchschnittswerte. Konjunkturschwankungen sind 
nicht berücksichtigt, auch wenn Zahlen für einzelne 
Jahre angegeben werden. 

Die Unterteilung der Verwendung des Bruttosozial- 
produkts einschließlich der Entwicklung der „relati- 
ven Preise" ist als eine Arbeitshypothese anzusehen. 
Die Strukturverzerrungen des Basisjahres sind all- 
mählich zu beseitigen, d. h. Investition und Einfuhr 
müssen überproportional zunehmen. Die Entwick- 
lung der Anlageinvestitionen ist jedoch größtenteils 
durch die Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts 
selber bestimmt (Kapitalkoeffizient). Bei der Ver- 
anschlagung* der Bauinvestitionen wurde angenom- 
men, daß die normalerweise zu erwartende Ab- 
schwächung im Wohnungsbau durch städtebauliche 
Sanierungsmaßnahmen und höhere Infrastruktur- 
investitionen in spürbarem Ausmaß aufgefangen 
wird. Für die Abschätzung des privaten Verbrauchs 
wurde eine erste — sehr grobe — Vorstellung der 
Einkommensentwicklung zugrunde gelegt. Das im 
Vergleich zum Bruttosozialprodukt geringere Wachs- 
tum des privaten Verbrauchs dürfte im Rahmen der 
allgemeinen Zielsetzung nur dann erreichbar sein, 
wenn die Einkommensverwendung der privaten 
Haushalte durch Sparförderungsmaßnahmen in diese 
Richtung gelenkt wird. Der Ausgleich zwischen 
den zusätzlichen öffentlichen Investitionen und der 
höheren privaten Ersparnisbildung setzt eine ent- 
sprechende öffentliche Kreditaufnahme am Kapital- 
markt voraus. 

Diese Ausführungen zeigen einige wesentliche 
Hypothesen der Projektion. Diese Hypothesen und 
damit die gesamte Projektion müssen ebenso wie 
die mehrjährige Finanzplanung in bestimmten Zeit- 
abständen überprüft und angepaßt werden. 
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Tabelle 1 


Die zeitliche Entwicklung des Bruttosozialprodukts 
1966 bis 1971 


Zuwachsraten Absolute Werte 

in 'Vo ' in Mrd. DM 



real j 

Deflationie- ' 
rungsfaktor j 

nominal 

zu Preisen von 
1966 1 

zu jeweiligen 
Preisen 

1966 

(+ 2,7) 

(3,6) 

(6,4) 

i 477,9 1) 

477,9 

1967 

+ 2,0 

+ 2,0 

+ 4,0 

1 487,6 

497,1 

1968 

+ 4,0 

+ 2,5 

+ 6,5 

507,3 

529,5 

1969 

+ 4,0 

+ 1,5 

+ 5,5 

1 527,7 

558,8 

1970 

+ 4,0 

+ 1,0 

+ 5,0 

i 548,8 

586,9 

1971 

+ 4,0 

+ 1,0 

+ 5,0 

570,9 

616,2 

1971/66 

+ 19,4 

+ 7,9 (8,3) 

+ 28,9 



Durchschnitt pro Jahr . . 

+3,6 

+ 1,5 bis 1,6 

+ 5,2 




h vorläufige Ergebnisse 

(Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen) 


Tabelle 2 


Die Verwendung des Bruttosozialprodukts 
in konstanten Preisen (1966) 











1 

Durch- 1 









1971/66 



schnitt 


> 

1961 

1966 i 

1971 

1966/61 

1971/66 

1966'61 

1961 

1966 

1961 bis 1 

1971 









1 

! 

1965 1 




Mrd. DM 


OosarnLzuv/adis 

Durchschnittliche 
jährliche Zuwachs- 


Anteile 

in "/o 







' 

rate 

in ®/o 





Privater Verbrauch 

216,9 

272,8 

323,0 

25,77 

18,40 

4,7 

8,4 

56,3 

57,1 

56,6 

56,6 

Staatsverbrauch 

58,9 

75,1 

87,5 

27,50 

16,51 

5,0 

8,1 

15,8 

15,7 

15,5 

15,8 

Bruttoinvestitionen .... 

100,2 

123,5 

154,7 

23,25 

25,26 

4,3 

4,6 

26,0 

25,8 

26,7 

27,1 

davon: 












Vorratsveränderungen 

+ 6,1 

+ 1,0 

+ 5,5 




• 

Iß 

0,2 

1,1 

1,0 

Anlagen 

94,1 

122,5 

149,2 

30,18 

21,80 

5,4 

4,0 

24,4 

25,6 

25,6 

26,1 

' Ausrüstungen 

44,5 

58,2 

74,1 

30,79 

27,32 

5,5 

4,9 

11,6 

12,2 

12,2 

18,0 

Bauten 

49,6 

64,3 

75,1 

29,63 

16,80 

5,3 

8,2 

12,9 

18,4 

18,8 

18,1 

1 Außenbeitrag 

+ 9,1 

+ 6,5 

+ 5,7 

. 



. 

2,4 

1,4 

1,2 

Iß 

Ausfuhr 

70,3 

102,7 

138,5 

46,09 

34,86 

7,9 

6,2 

18,8 

21,5 

19,4 

24,8 

i 

Einfuhr 

61,2 

96,2 

132,8 

• 57,19 

38,04 

[ 9,5 

6,7 

15,9 

20,1 

18,2 

23,3 

i 

Bruttosozialprodukt i 

zu Marktpreisen 1 

385,1 

477,9 

570,9 

1 

24,10 

\ 

19,46 

4,4 

! 

8,6 

100 

100 

100 

100 
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Tabelle 3 


Die Verwendung des Bruttosozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 



1961 

! 

1966 1 

1971 

1966.61 

1971/66 

1966/61 j 

1 

1971/66 

1961 j 

1966 

Durch- 
schnitt 
1961 bis 
1965 

1971 

Mrd. DxM 

Gesamtzuwachs 
in Vo 

Durchschnittliche 
jährliche Zuwachs- 
rate in ®/o 

Anteile in % 

Privater Verbrauch 

186,8 

272,8 

346.6 

46,03 

27,05 

7,9 

4,9 

57,3 

57,1 

57,0 

56,2 

Staatsverbrauch 

46,1 

75,1 

101,2 

62,91 

34,75 

10,3 

6,2 

14,1 

15,7 

15,1 

16,4 

Bruttoinvestitionen .... 

86,6 

123,5 

162,7 

42,61 

31,74 

7,4 

5,7 

26,5 

25,8 

26,9 

26,4 

davon: 












Vorratsveränderungen 

+ 5,9 

+ 1,0 

5,6 



. 

. 

1,8 

0,2 

1.1 

0,9 

Anlagen 

80,7 

122,5 

157,1 

51,80 

28,24 

8,7 

5.1 

24,7 

25,6 

25,7 

25,5 

Ausrüstungen 

40,7 

58,2 

76,0 

42,99 

30,58 

7,4 

5,5 

12,5 

12,2 

12,6 

12,3 

Bauten 

40,1 

64,3 

81,1 

60,35 

26,12 

9,9 

4,8 

12,3 

13,4 

13,2 

13,2 

Außenbeitrag 

+ 6,8 

+ 6,5 

+ 5.7 

. 




2,1 

1,4 

1,0 

0,9 

Ausfuhr 

65,8 

102# 

145.3 

56,08 

41,48 

9,3 

7.2 

20,2 

21,5 

20,0 

23,6 

i Einfuhr 

1 

59,0 

96,2 

139,6 

63,05 

45,11 

10,3 

7,7 

18,1 

20,1 

19,0 

22,7 

Bruttosozialprodukt 

1 











zu Marktpreisen 

326,2 

477,9 

616,2 

46,50 

28,93 

7,9 

5,2 

100 

100 

100 

100 


Tabelle 4 


Preisentwicklung der Verwendungsarten 
des Bruttosozialprodukts 



1966/61 

1 1971/66 

1966/61 

1971/66 

Gesamtzuwachs 
in ^/o 

Durchschnittliche jährliche 
Zuwachsrate in Vo 

Privater Verbrauch 

16,1 

7,3 

3,0 

1.5 

Staatsverbrauch 

27,7 

15,7 

5,0 

3,0 

Bruttoinvestitionen 

15,7 

5,2 

3,0 

1,0 

davon : 





Vorratsveränderungen 

. 



• 

Anlagen 

16,6 

5,3 

3,1 

1.0 

Ausrüstungen 

9,3 

2,6 

1,8 

0,5 

Bauten 

23,7 

8,0 

4,3 

1.6 

Außenbeitrag 



• 

• 

Ausfuhr 

6,8 

4,9 

1.3 

1,0 

Einfuhr 

3,7 

5,1 

0,7 

1,0 

Bruttosozialprodukt {Deflationierungsfaktor) 

18,1 

7,9 

! 3,4 

1 

1,5 bis 1,6 
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Anlage 2 


Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundeswirt- 
schaftsministerium hat sich in mehreren Sitzungen, 
zuletzt am 24. und 25. November 1967, mit dem 

Zusammenhang zwischen außenwirtschaft- 
lichem Gleichgewicht und Preisniveausta- 
bilität 

befaßt und ist dabei zu folgender Stellungnahme 
gelangt: 

1. Bei festen Wechselkursen und freien außen- 
wirtschaftlichen Beziehungen treten schwere 
und hartnäckige Konflikte zwischen außen- 
wirtschaftspolitischen Zielen und dem Ziel der 
Preisniveaustabilität für ein Land in der Regel 
dann auf, wenn sich das Preisniveau in den 
wichtigsten Partnerländern wesentlich schneller 
als im Inland erhöht. Solche Konflikte bedeu- 
ten, daß sich das Land schließlich entscheiden 
muß, welches der beiden Ziele vorrangig ver- 
folgt und verwirklicht werden soll. Diese Lage 
war für die Bundesrepublik etwa seit der zwei- 
ten Hälfte der 50er Jahre insofern gegeben, 
als ihr Preisniveau dem Trend nach beträchtlich 
langsamer anstieg als dasjenige der meisten 
wichtigen Partnerländer. Eine solche Lage kann 
auch in der Zukunft eintreten, falls in der 
Bundesrepublik Deutschland dem Ziel der Preis- 
niveaustabilität wie bisher ein größeres Ge- ! 
wicht beigemessen wird als in anderen Ländern. 

2. In einer solchen Situation besteht das relevante 
außenwirtschaftspolitische Ziel — von der Bun- 
desrepublik Deutschland her gesehen — • vor 
allem darin, ständige und große Devisenüber- j 
Schüsse zu verhindern (Zahlungsbilanzaus- j 
gleich) und gegebenenfalls auch Überschüsse 
der Leistungsbilanz zu begrenzen.' 

3. Das Ziel der Preisniveaustabilität wird von 
manchen als absolute Konstanz des Preis- 
niveaus interpretiert. Andere wären bereit, 
einen leichten Preisniveauanstieg hinzunehmen; 
dafür mag sprechen, daß es in einer wachsen- 
den Wirtschaft schwierig ist, absolute Preis- 
niveaustabilität zu sichern. Mit diesen Schwie- 
rigkeiten hat sich der Beirat in seinem Gut- 
achten über das Problem der ständigen Preis- 
erhöhungen in unserer Zeit vom 29. Januar 
1966 beschäftigt. 

Für den Konflikt zwischen außenwirtschaft- 
lichen Zielen und dem Ziel der Preisniveau- 
stabilität macht es wenig Unterschied, ob diese 
als absolute oder nur als annähernde Preis- 
niveaukonstanz begriffen wird. Der Konflikt 
tritt immer dann auf, wenn bei festen Wechsel- 
kursen die Preisniveaus in den Partnerländern 
stärker als im Inland steigen und somit nach- 
haltige „Preisniveaudivergenzen" entstehen. 

4. Bei festen Wechselkursen führen derartige 
Preisniveaudivergenzen früher oder später zu 
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einer mit stetigem wirtschaftlichen Wachstum 
und sinnvoller internationaler Arbeitsteilung 
nicht zu vereinbarenden Verschiebung der 
Güter- und Leistungsströme zwischen den 
Volkswirtschaften. Das Land mit den geringe- 
ren Preisniveauerhöhungen erfährt eine Akti- 
vierung seiner Leistungsbilanz. Soweit der 
Überschuß der Leistungsbilanz nicht durch einen 
Nettokapitalexport kompensiert wird, nehmen 
die Devisenreserven zu und damit erhöht sich, 
wenn keine neutralisierenden Gegenmaßnah- 
men ergriffen werden, auch die im Inland ver- 
fügbare Liquidität. 

5. Die Aktivierung der Leistungsbilanz bedeutet 
bereits unmittelbar eine Vergrößerung der 
Nachfrage nach inländischen Gütern und Dien- 
sten; dazu tritt eine aus dem Inland kommende 
Zunahme der Nachfrage infolge von Sekundär- 
wirkungen der Einkommenssteigerung (Multi- 
plikatoreffekt) und gegebenenfalls der Erhö- 
hung der Bankenliquidität. Das hat ein Anstei- 
gen de^iPreisniveaus im Inland zur Folge, wenn 
Vollbeschäftigung herrscht. Fällt die Nachfrage- 
erhöhung in eine Zeit der Unterbeschäftigung 
und können die Kapazitäten nicht schnell genug 
ausgeweitet werden, so ist es denkbar, daß 
Preissteigerungen allein auf Grund des Nach- 
fragezusammenhangs auftreten. Dieser Effekt 
ergibt sich spätestens in dem Zeitpunkt, in dem 
die Nachfrageerhöhung wieder zur Vollbeschäf- 
tigung im Inland geführt hat. Die im Vergleich 
mit den Partnerländern bestehende und wirt- 
schaftspolitisch erwünschte Preisniveaustabilität 
geht dann verloren. Damit verschwinden, so- 
weit dieser Entwicklung im Inland nicht ent- 
gegengewirkt wird, auch die Preisniveaudiver- 
genzen und Zahlungsbilanzsalden. Wenn jedoch 
im Ausland immer weitere Preisniveauerhöhun- 
gen eintreten, hinkt das inländische Preisniveau 
hinter dem ausländischen ständig her und auch 
die Währungsreserven nehmen weiter zu. 

6. Diese sehr nachteiligen und bei festen Wechsel- 
kursen schwer zu bekämpfenden Entwicklungen 
würden nicht eintreten, wenn von vornherein 
in allen wichtigen miteinander wirtschaftlich 
verflochtenen Ländern absolute oder doch un- 
gefähr gleiche annähernde Preisniveaustabilität 
gewährleistet wäre. Das setzt in jedem der be- 
teiligten Länder zumindest eine diesem Ziel 
gemäße, erfolgreiche Konjunkturpolitik voraus. 
Dies genügt in der Regel, um Zahlungsbilanz- 
ausgleich und zugleich relative Preisniveau- 
stabilität zu sichern, sofern nicht sonstige Stö- 
rungsfaktoren auftreten, wie z. B. plötzliche 
und gravierende Strukturverschiebungen, ab- 
rupte Änderungen in der Handelspolitik oder 
Spekulationskrisen größeren Ausmaßes. Solche 
Faktoren werden in diesem Gutachten nicht be- 
handelt. 
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7. Je größer die Zahl der wichtigen Welthandels- j 
länder ist, die auf längere Sicht Preisniveau- 1 
Stabilität und Zahlungsbilanzausgleich verwirk- 
lichen, um so mehr tragen feste Wechselkurse 
dazu bei, diese Ziele der Wirtschaftspolitik 
durchzusetzen. Weicht nämlich ein einzelnes 
Land von der gemeinsamen Linie der Konjunk- 
turpolitik ab, die von den übrigen Ländern ein- 
gehalten wird, so üben Zahlungsbilanzüber- 
schüsse und -defizite auf dieses Land einen 
Druck aus, wieder auf die gemeinsame Linie 
einzuschwenken. 

8. Bisher ist es jedoch den großen Welthandels- 

ländern nicht gelungen, eine annähernde Preis- 
niveaustabilität oder auch nur eine gleich- 
mäßige Inflationsrate zu verwirklichen. Infolge- 
dessen ist im gegebenen System bedingt fester 
Wechselkurse damit zu rechnen, daß im Ge- 
folge von Preisniveaudivergenzen häufig uner- 
wünschte Leistungs- und Zahlungsbilanzüber- 
schüsse sowie Tendenzen zu einer Überexpan- 
sion entstehen und dann mit wirtschaftspoliti- 
schen Maßnahmen bekämpft werden. Dafür 
kommen in erster Linie kredit- und fiskalpoliti- 
sche Maßnahmen in Betracht. Während sich die 
reinen Liquiditätseffekte von Zahlungsbilanz- 
überschüssen innerhalb weiter Grenzen relativ 
einfach neutralisieren lassen, stößt die ebenso 
erforderliche Dämpfung der Nachfrage nach 
Gütern und Diensten deshalb auf Hemmungen, 
weil sie dahin tendiert, wiederum die Exporte 
anzuregen, die Importe zu erschweren und die 
Zahlungsbilanzüberschüsse zu erhöhen. Trotz- j 
dem wirken die Dämpfungsmaßnahmen, ins- i 
besondere in allen Wirtschaftsbereichen, in j 
denen die Geschäftsbeziehungen mit dem Aus- | 
land gering sind. | 

9. Eine solche Restriktionspolitik führt nicht nur 
zur Vergrößerung der Leistungs- und Zahlungs- 
bilanzüberschüssG des Inlandes, sondern auch 
zu entsprechenden Defiziten gerade in den Län- 
dern mit den größeren Inflationsraten. Gewährt 
das internationale Währungssystem nicht unbe- ; 
grenzte Kreditfazilitäten, so werden diese Län- j 
der gezwungen, ihrerseits den Zahlungsbilanz- 
ausgleich herbeizuführen und, sofern sie an der 
Konvertibilität festhalten, zu diesem Zweck 
eine restriktive Politik zu betreiben. Diese ; 
wirkt dem Preisanstieg in ihren Ländern ent- j 
gegen. Insoweit kann das Land mit geringeren 
Preisniveauerhöhungen mit seiner Restriktions- 
politik dazu beitragen, die Inflationsrate in den 
übrigen Ländern herabzudrücken, womit es in- 
direkt auch den Preisanstieg im eigenen Land | 
bremst. Diese Einflußmöglichkeit ist für das ' 
betreffende Land um so größer, je mehr Bedeu- 
tung seine außenwirtschaftlichen Beziehungen 
für die übrigen Länder haben und je kleiner 
deren Devisenreserven und internationalen | 
Kreditfazilitäten sind. 

iü. Wie lange ein Land bei testen Wechselkursen | 
eine solche restriktive Politik zur Verteidigung | 
der annähernden Stabilität des eigenen Preis- I 
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niveaus gegenüber stärkeren Preisniveauerhö- 
hungen im Ausland durchhalten kann und in 
welchem Maße sich trotzdem Anpassungen des 
eigenen Preisniveaus an die höheren Preis- 
niveaus der übrigen Länder vollziehen, läßt 
sich generell nicht angeben. Nur ein großes 
Land, dessen weltwirtschaftliche Beziehungen 
keinen gewichtigen Einfluß auf die Binnenwirt- 
schaft ausüben, wird eine solche Restriktions- 
politik relativ lange betreiben können, ohne 
einen Anstieg seines eigenen Preisniveaus hin- 
nehmen zu müssen. 

Jedes, auch ein kleines Land, kann eine restrik- 
tive Politik um so länger durchhalten, je mehr 
es ihm gelingt, seinen langfristigen Kapital- 
export zu fördern. Dieser verringert in der 
Regel die Zahlungsbilanzüberschüsse und ihre 
liquidisierende Wirkung und erleichtert somit 
die Neutralisierung des noch verbleibenden 
Liquiditätszuwachses. Die Kapitalanlage im 
Ausland kann im übrigen die Investitionsnei- 
gung im Inland dämpfen und — sofern nicht 
die dadurch ausgelöste Mehrnachfrage im Aus- 
land wiederum zu stärkeren Exporten des In- 
landes führt — die Übernachfrage auf den in- 
ländischen Güter- und Arbeitsmärkten verrin- 
gern. Allerdings entfällt damit der Dämpfungs- 
effekt auf den Preisniveauanstieg in den an- 
deren Ländern, die nun entsprechend geringere 
Reserveverluste erleiden. Vor allem ist aber 
sehr fraglich, inwieweit die Beschränkung der 
Inlandsinvestitionen den wirtschaftspolitischen 
Zielen des Landes entspricht und als Preis für 
die Verlängerung einer erfolgreichen Politik 
der Preisniveaustabilität hingenommen werden 
sollte. 

11. In kleinen Ländern früher, in größeren Ländern 
später wird die Restriktionspolitik schließlich 
doch zum Scheitern verurteilt sein. Dies kann 
sich auf verschiedene Weise zeigen: entweder 
darin, daß es dem betreffenden Land letztlich 
doch nicht gelingt, den Preisniveauanstieg im 
erstrebten Maß zu begrenzen; oder darin, daß 
die Zunahme an Währungsreserven im Ge- 
folge der Zahlungsbilanzüberschüsse einen Um- 
fang annimmt, der die Kompensation der dar- 
aus resultierenden Überliquidität immer schwie- 
riger macht und der zunehmenden Opposition 
seitens anderer Länder begegnet; oder darin, 
daß die Exportüberschüsse den Inlandskonsum 
und die Inlandsinvestitionen unerträglich be- 
schränken und eine einseitige, weitgehend auf 
das Ausland abgestellte Produktionsstruktur 
hervorrufen. Im allgemeinen werden alle drei 
Wirkungen, in jeweils verschiedener Kombi- 
nation, nebeneinander auftreten und das Land 
vor die Alternative stellen, entweder das Ziel 
der Preisniveaustabilität oder die fixierte Wäh- 
rungsparität aufzugeben. 

12. Der Beirat hat geprüft, ob die Bundesrepublik 
bei festen Wechselkursen die geschilderten 
Schwierigkeiten einer restriktiven Politik zur 
Aufrechterhaltung annähernder Preisniveau- 
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Stabilität gegenüber Inflationstendenzen im 
Ausland dadurch vermeiden kann, daß sie aus- 
gleichende Maßnahmen der Zoll-, Handels- 
und Steuerpolitik ergreift. Soweit derartige 
Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen Absiche- 
rung überhaupt im Rahmen der bestehenden 
internationalen Vertragsbindungen durchführ- 
bar und mit anderen wirtschaftspolitischen 
Zielen und Grundsätzen vereinbar sind, er- 
scheint dem Beirat ihre quantitative Bedeu- 
tung so gering, daß von ihrem Einsatz die 
Sicherung der Preisniveaustabilität bei Wah- 
rung des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts 
nicht erwartet werden kann. i 

Gleiches gilt für die nach den Statuten des 
Internationalen Währungsfonds mögliche Er- i 

Weiterung der Bandbreite für Wechselkurs- | 

Schwankungen von ± 0,75 “/o auf ± 1 ^/o um | 
die Parität. : 

i 

13. Der Beirat hat ferner erwogen, ob die Bundes- . 
republik Deutschland in der Weltwirtschaft ein 
solches Gewicht hat, daß ihre Stabilitäts- und 
Restriktionspolitik einen merklich hemmenden , 
Einfluß auf den Preisanstieg in den wichtigen 
Partnerländern und auf diese Weise auch auf | 
den Trend der Preisniveauerhöhungen im In- j 
land ausübt. Obwohl eine Stabilitätspolitik der 
Bundesrepublik Deutschland, wie die Erfahrun- ' 
gen der Vergangenheit zeigen, ihren Einfluß 
auf einzelne Partnerländer auszuübon pflegt, ist ; 
doch nicht zu erwarten, daß dieser Einfluß ge- 
nügt, um einen ständig steigenden Preistrend 
in den wichtigsten Ländern wirksam zu dämp- ; 
fen. 

14. Das Dilemma für die Wirtschaftspolitik, das , 

sich aus Preisniveaudivergenzen bei festen 
Wechselkursen zwangsläufig ergibt, kann nur ■ 
dadurch gemildert oder vermieden werden, daß | 
die Wirtschaftspolitik in allen beteiligten Län- 
dern von vornherein koordiniert und in weit I 
stärkerem Maße als bisher darauf ausgerichtet , 
wird, Preisniveaudivergenzen überhaupt nicht | 
auftreten zu lassen. Obwohl es, wie bereits be- i 
tont, bisher nicht gelungen ist, die Wirtschafts- * 
Politik international so zu koordinieren, daß j 
Preisniveaudivergenzen vermieden werden, und | 
obwohl der Beirat die Schwierigkeiten einer 
solchen Koordinierung und die Grenzen ihrer 
Wirksamkeit nicht verkennt, schlägt er trotz- 
dem vor, weitere Schritte in dieser Richtung zu | 
unternehmen. 1 

j 

15. Solche Schritte wären zunächst in der Euro- ! 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft einzuieiten, 
haben sich doch ihre Mitglieder vertraglich ver- 
pflichtet, ihre Konjunkturpolitik zu koordinie- 
ren und die Wechselkurspolitik als eine Ange- 
legenheit gemeinsamen Interesses zu betrach- 
ten. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
als Ganzes wäre außerdem sehr wohl in der 
Lage, mit einer zielbewußten Stabilitätspolitik 
einen hemmenden Einfluß auf die Inflations- 
tendenzen in der übrigen Welt auszuüben. Die 
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Bundesregierung hat bereits in ihrer Stellung- 
nahme zum Jahresgutachten 1966/67 des Sach- 
verständigenrates ihre Absicht angekündigt. 
Versuche zu einer besseren internationalen 
Koordinierung der Stabilitätspolitik einzulei- 
ten; der Beirat empfiehlt, entsprechende Ver- 
handlungen zur Bildung einer Stabilitätsge- 
meinschaft möglichst bald zu beginnen und über 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft auf 
andere wichfigo Welthandelsländer auszuwei- 
ten. 

16. Führen solche Verhandlungen zu keinem posi- 
tiven Ergebnis, so bleiben für den Fall nachhal- 
tiger Preisniveaudivergenzen nur Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Wechselkurspolitik. Im 
Rahmen eines Systems bedingt fester Wechsel- 
kurse kann es sich dabei nur um Paritätsände- 
rungen handeln. Eine solche Maßnahme ist 
zwar in der gegenwärtigen konjunkturellen 
Lage für die Bundesrepublik gewiß nicht ak- 
tuell. Das bedeutet jedoch nicht, daß man nicht 
schon heute die Möglichkeiten einer Paritäts- 
änderiing prüft und Schwierigkeiten, die sich 
ihr zu späterer Zeit entgegenstellen könnten, 
möglichst frühzeitig g||»s dem Wege zu räumen 
versucht. 

17. Eine Währuiigsaufwertung ist nach den Statu- 
ten des Internationalen Währungsfonds zuläs- 
sig und erwünscht, wenn ein fundamentales Un- 
gleichgewicht der Zahlungsbilanz gegeben ist. 
Schwierigkeiten könnten sich jedoch daraus er- 
geben, daß ein Ungleichgewicht nach den bisher 
im Internationalen Währungsfonds vertretenen 
Auffassungen erst dann als fundamental aner- 
kannt wird, wenn es längere Zeit angehalten 
und ein großes Ausmaß erreicht hat. Der Bei- 
rat ist der Meinung, daß zur Vermeidung einer 
nachteiligen und schließlich doch ergebnislosen 
Restriktionspolitik in einem Überschußland ein 
fundamentales Ungleichgewicht schon in einem 
verhältnismäßig frühen Stadium als gegeben 
angesehen werden sollte. Da hiermit vorge- 
schlagen wird, die Praxis der Anerkennung fun- 
damentaler Ungleichgewichte zu ändern, sollten 
etwaige Widerstände dagegen nach Möglichkeit 
unverzüglich ausgeräumt werden. 

18. Weitere Schv/ierigkeiten könnten aus den Kon- 
sultationsverpflichtungen und vielen anderen 
Bestimmungen innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft entstehen, insbeson- 
dere aus ihrer Agrarmarktordnung. Im Falle 
einer Aufwertung der Deutschen Mark würden 
die in Rechnungseinheiten festgesetzten EWG- 
Agrarpreise automatisch entsprechend niedri- 
gere DM-Preise für landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse ergeben. Da sich neben der Exportindu- 
strie unter diesen Bedingungen auch die Land- 
wirtschaft einer Aufwertung widersetzen würde, 
wäre innerhalb der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft rechtzeitig zu klären, welche An- 
passungsmaßnahnien gegebenenfalls möglich 
sind. Solche Anpassungen können entweder in 
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internen Ausgleichsmaßnahmen oder in einer 
Revision der in Rechnungseinheiten ausge- 
drückten einheitlichen EWG-Agrarpreise beste- 
hen. Bei der Entscheidung zwischen diesen bei- 
den Möglichkeiten werden nicht nur die allge- 
meinen wirtschaftspolitischen Ziele zu berück- 
sichtigen sein; es muß auch beachtet werden, 
ob und inwieweit die in Rechnungseinheiten 
ausgedrückten einheitlichen EWG-Agrarpreise 
dem Inflationierungsgrad der Mehrheit der 
Länder schon gefolgt waren. 

19. Sollte sich auf Grund einer sorgfältigen Ana- 
lyse der Entwicklungsaussichten in der Bundes- 
republik und in den wichtigsten Partnerländern 
ergeben, daß erhebliche Preisniveaudivergen- 
zen in stets gleichbleibender Richtung zu erwar- 
ten sind, so müßte sich die Währungspolitik im 
System bedingt fester Wechselkurse von vorn- 
herein auf häufige Paritätsänderungen einstel- 
len. Je häufiger solche Paritätsänderungen vor- 
zusehen wären, desto näher grenzt dies an eine 
Preisgabe des Systems bedingt fester Wechsel- 
kurse. Diese Preisgabe wäre im gegenwärtigen 
IWF-System nach dem Vorbild Kanadas zu Be- 
ginn der 50er Jahre anch in der Weise denkblWf, 
daß die gerade herrschende Parität aufgegeben 
und zunächst keine neue Parität festgesetzt 
wird. Wegen der weit größeren Bedeutung der 

• Bundesrepublik für den Welthandel muß aller- 
dings, anders als im Fall Kanadas, mit der Mög- 
lichkeit eines Widerstands anderer IWF-Mit- 
glieder gegen ein solches Vorgehen gerechnet 
werden. Auch dieser Schritt kommt nur in Be- 
tracht, wenn ihn die anderen EWG-Mitglieder 
tolerieren und bereit sind, in Anpassungen der 
geltenden Vorschriften insbesondere über den 
Gemeinsamen Agrarmarkt einzuwilligen. Ob 
solche Anpassungen durchführbar sind, ohne 
daß grundlegende Prinzipien der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und ihres Gemeinsa- 
men Agrarmarkts geändert oder ganz aufgege- 
ben werden, ist ein strittige Frage, deren B(v 
antwortung ein gesondertes Gutachten erfor- 
dern würde. 

20. Häufig wird vorgeschlagen, die zulässige Band- 
breite für Wechselkursschwankungen um die 
Parität im Rahmen des Internationalen Wäh- 
rungsfonds von zur Zeit maximal 1 v. H. auf 
3 V. H. oder 5 v. H. beiderseits der Parität zu 
erweitern. Diese Empfehlung gründet sich vor 
allem auf die Erfahrung, daß vor erwarteten 
Paritätsänderungen bei geringer Bandbreite re- 
gelmäßig massive und fast risikolose Spekula- 


tion einsetzt, die die Wirtschaftspolitik der be- 
troffenen Länder erschwert und zu gravieren- 
den Eingriffen in die Freiheit des internationa- 
len Handels und Zahlungsverkehrs führen 
kann, ln dem System erweiterter Bandbreiten 
werden abrupte Wechselkursänderungen über 
die Bandbreite hinaus seltener-, sie können 
durch hinreichend häufige Paritätsänderungen 
ganz vermieden werden. Dadurch werden die 
Risiken für die internationale Spekulation er- 
höht. Die Risiken für den internationalen Han- 
delsverkehr werden dagegen im Vergleich zur 
Lage bei abrupten Wechselkursänderungen ver- 
ringert, wenn gleichzeitig die Terminmärkte im 
System erweiterter Bandbreiten sich stärker 
entwickeln und funktionsfähiger werden, als sie 
cs bei dem gegenwärtigen System sind. Die Ri- 
siken können allerdings nicht ganz ausgeschlos- 
sen werden, da das Risiko von ruckartigen Pa- 
ritätsänderungen durch die Partnerländer be- 
stehen bleibt, sofern sich nicht alle Länder die- 
ser Regelung anschließen. 

21. Obwohl die Verwirklichung dieses Vorschlags 
eine Änderung der IWF-Statuten erforderte, 
sollte er nicht deshalb von vornherein ausge- 
schlossen werden. Auch für diesen Fall wäre 
nach den vertraglichen Vereinbarungen eine 
vorherige Konsultation innerhalb der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft unumgäng- 
lich. Sollte daraus ein gemeinsamer Antrag der 
EWG-Länder auf Bandbreitenerweiterung resul- 
tieren, so wäre eine entsprechende Regelung 
auch der EWG-Probleme zu unterstellen. 

22. Ist eine Einigung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft über eine Bandbreitener- 
weiterung für jedes einzelne Land dagegen 
nicht zu erwarten, so bleibt schließlich zu emp- 
fehlen, daß die EWG-Länder unter Aufrechtcr- 
haltimg ihrer wie bisher fixierten Währungs- 
paritäten eine Erweiterung der Bandbreite für 
parallele Schwankungen ihrer Wechselkurse 
gegenüber dritten Ländern anstreben. Das 
würde Vorkehrungen innerhalb der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft dahin gehend er- 
fordern, daß Wechselkurse zwischen den EWG- 
Ländern nicht oder nur minimal beweglich sind, 
dagegen im Verhältnis zu dritten Ländern in- 
nerhalb erweiterter Bandbreite parallel schwan- 
ken können. Eine solche Lösung wäre offenbar 
nur dann sinnvoll, wenn die EWG-Länder eine 
Stabilitätsgemeinschaft im Sinne von Ziffer 15 
bilden würden, so daß nur noch eine Abschir- 
mung gegenüber Inflations- und Deflationsten- 
denzen in dritten Ländern notwendig wäre. 


Margarethenhöhe, den 25. November 19b7 
(Siebengebirge) 


Der Vorsitzende 
des 

Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundes Wirtschaftsministerium 

Professor Dr. LI. Sauermann 
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Alternativrechnung 

über die Absatzaussichten auf dem deutschen Energiemarkt 
Variante A: Günstigste Annahmen für die deutsche Steinkohle 

1. Selbstbeschränkung des Heizölabsatzes auf jährlichen Zuwachs von 4Vo bei 
leichtem und 3 ^'o bei schwerem Heizöl 

2. Fortdauer der Kokskohlesubvention 

3. Rasche Neuordnung und Gesundung des Steinkohlebergbaus auf der Grund- 
lage des Kohlegesundungsgesetzes 




Effektiv 




Geschätzt 


1 

Zuwachs 
in V. H. 


1963 ' 

1964 

1965 ' 

1966 

1967 1) j 

1968 

I 1969 1 

1 1 

1970 

1971 

1962 

bis 1966 

1967 
bis 1971 

Inlandsverbrauch 

Braunkohle, Pechkohle . . 

35,0 

35,8 

32,6 

30,8 

Millionen t SKE 

29,6 30,0 30,0 

30,0 

30,0 

“ 7 

+ 1 

Wasser- und Kernkraft 

5,4 

4,9 

7,5 

9,5 

9,3 

8,4 

9,7 

10,4 

10,7 

+ 61 

+ 15 

Naturgas 

1,8 

2,6 

3,9 

4,9 

5,9 

8,5 

10,8 

12,9 

15,3 

+ 280 

+ 160 

Holz, Torf 

1,8 

1,9 

1,7 

1,4 

1,3 

1,3 

1,2 

1,1 

1.0 

- 18 

- 23 

' Mineralöl 

— außer Heizöl für 




1 








den Inlandsabsatz — *) 

35,6 

42,1 

47,7 

53,0 

55,0 

62,7 

67,5 

72,2 

77,5 

+ 81 

+ 41 

Inlandsabsatz von 












Heizöl leicht 

■ (24,6) 

(27,9) 

(33,7) 

(38,0) 

(39,9) 

(41,5) 

(43,2) 

(44,9) 

(46,7) 

+ 100 

+ 17 

Heizöl schwer 

1 (18,6) 

(22,1) 

(25,6) 

(28,5) 

(28,8) 

(29,7) 

(30,6) 

(31,5) 

(32,4) 

+ 79 

+ 13 

Heizöl 1 + s 

43,2 

50,0 

59,3 

66,5 

68,7 

71,2 

73,8 

76,4 

79,1 

+ 90 

+ 15 

Steinkohle 

^ 127,0 

122,0 

114,4 

103,1 

97,2 

92,2 

90,0 

88,0 

86,4 

- 18 

- 11 


Gesamtverbrauch ' 

249,8 

259,3 

267,1 

269,2 

267,0 

274,3 

283,0 

291,0 

300,0 

+ 

76 

+ 12 

Ausfuhrüberschuß 













an Steinkohle 

19,4 

16,5 

14,0 

15,9 

16,5 

16,0 

15,0 

15,0 

15,0 




g davon Treib- und 













Schmierstoffe, Bitumen, 













chemische Ausgangspro- 













dukte 

29,2 

33,8 

37,5 

41,7 

44,0 

50,0 

54,0 

58,0 

62,0 

+ 

68 

+ 41 

Inlandsverbrauch 





Anteile in v. 

H. 






Braunkohle, Pechkohle . . 

14,0 

13,8 

12,2 

11,5 

11,1 

10,9 

10,6 

70,3 

70,0 




Wasser- und Kernkraft 

2,2 

1,9 

2,8 

3,5 

3,5 

3,1 

3,4 

3,6 

3,6 




Naturgas 

0,7 

1,0 

1,5 

1,8 

2,2 

3,1 

3,8 

4,4 

5,1 




Holz, Torf 

0,7 

0,7 

0,6 

0,5 

0,5 

0,5 

0,4 

0,4 

0,3 




Mineralöl 













— außer Heizöl für 













den Inlandsabsatz — *) 

14,3 

16,2 

17,9 

19,7 

20,6 

22,9 

23,9 

24,8 

25,8 




Inlandsabsatz von 












i 

Heizöl leicht 

(9,8) 

(10,8) 

(12,6) 

(i4,l) 

(14,9) 

(15,1) 

(15,3) 

(15,5) 

(15,6) 




Heizöl schwer 

(7,4) 

(8,5) 

(9,6) 

(10,6) 

(10,8) 

(10,8) 

(10,8) 

(10.8) 

(10,8) 




Heizöl 1 4- s 

17,3 

19,3 

22,2 

24,7 

25,7 

25,9 

26,1 

26,3 

26,4 




Steinkohle 

50,8 

47,1 

42,8 

38,3 

36,4 

33,6 

31,8 

30,2 

28,8 




Gesamtverbrauch 

100,0 

100,0 

700,0 

100,0 

700,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 




*) davon Treib- und 













Schmierstoffe, Bitumen, 













chemische Ausgangspro- 













dukte 

11,7 

13,0 

14,0 

15,5 

16,5 

18,2 

79,7 

19,9 

20,1 







. ... 



.. 

— - 

-. 




._ . _ 

_ J 


g vorläufige Ergebnisse 
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Alternativrechnung 

über die Absatzaussichten auf dem deutschen Energiemarkt 
Variante B: Weniger günstige Annahmen für die deutsche Steinkohle 

1. Selbstbeschränkung des Heizölabsatzes ab 1969 auf Zuwachs von 6 Vo 

2. Auslaufen der Kokskohlesubvention ab 1969/70 




Effektiv 



Geschätzt 



Zuwachs 
in V. H. 


1963 

1964 

1965 

1966 

1967 1 ) 

1968 

1969 

1970 

1971 

1962 1 

bis 1966 ! 

1967 
bis 1971 

Inlandsverbrauch 





Millionen t SKE 







Braunkohle, Pechkohle . . 

35,0 

35,8 

32,6 

30,8 

29,6 

30,0 

30,5 

31,0 

31,2 


7 

+ 

5 

Wasser- und Kernkraft 

5,4 

4,9 

7,5 

9,5 

9,3 

8,4 

9,7 

10,4 

10,7 

+ 

61 

+ 

15 

Naturgas 

1,8 

2,6. 

3,9 

4,9 

5,9 

8,5 

10,8 

12,9 

15,3 

+ 280 

+ J60 

Holz, Torf 

1,8 

1,9 

1,7 

1,4 

1,3 

1,3 

1,2 

1,1 

1,0 

- 

18 

- 

23 

Mineralöl 














— ■ außer Heizöl für 














den Inlandsabsatz- — *) 

35,6 

42,1 

47,7 

53,0 

55,0 

62,7 

67,6 

72,1 

77,8 

+ 

81 

+ 

41 

Inlandsabsatz von 














Heizöl leicht 

(24,6) 

(27,9) 

(33,7) 

(38,0) 

(39,9) 

(41,5) 

(44,0) 

(46,6) 

(49,4) 

+ 100 

+ 

24 

Heizöl schwer ....... 

(18,6) 

(22,1) 

(25,6) 

(28,5) 

(28,8) 

(29,7) 

(31,5) 

(33,4) 

(35,4) 

+ 

79 

+ 

23 

Heizöl 1 + s 

43,2 

50,0 

59,3 

66,5 

68,7 

71,2 

75,5 

80,0 

84,8 

+ 

90 

+ 

24 

Steinkohle 

127,0 

122,0 

114,4 

103,1 

97,2 

92,2 

87,7 

82,5 

77,2 

- 

18 


21 

Gesamtverbrauch .... 

249,8 

259,3 

267,1 

269,2 

267,0 

274,3 

283,0 

290,0 

298,0 

+ 

16 

+ 

12 

Ausfuhrüberschuß 














an Steinkohle 

19,4 

16,5 

14,0 

15,9 

16,5 

16,0 

13,0 

11,0 

10,0 





*) davon Treib- und 














Schmierstoffe, Bitumen, 














chemische Ausgangspro- 














dukte 

29,2 

33,8 

37,5 

41,7 

44,0 

50,0 

54,0 

58,0 

62,0 

+ 

68 

+ 

41 

Inlandsverbrauch 





Anteile in v. H. 







Braunkohle, Pechkohle . . 

14,0 

13,8 

12,2 

11,5 

11,1 

10,9 

10,8 

10,7 

10,5 





Wasser- und Kernkraft 

2,2 

1.9 

2,8 

3,5 

3,5 

3,1 

3,4 

3,6 

3,6 





Naturgas 

0,7 

ho 

1,5 

1,8 

2,2 

3,1 

3,8 

4,4 

5,1 





Holz, Torf 

0,7 

0,7 

Oß 

0,5 

0,5 

0,5 

0,4 

0,4 

0,3 





Mineralöl 














■ — - außer Heizöl für 














den Inlandsabsatz — *) 

14,3 

16,2 

17,9 

19,7 

20,6 

22,9 

23,9 

24,9 

26,1 





Inlandsabsatz von 














Heizöl leicht 

(m 

(i0,8) 

(12,6) (14,1) 

(14,9) 

(15,1) 

(15,6) 

(10,1) 

(16,6) \ 





Heizöl schwer 

(7,4) 

(8,5) 

(9,6) 

(10,6) 

(10,8) 

(10,8) 

(11,1) 

(11,5) 

(11,9) 





Heizöl 1 + s 

17,3 

19,3 

22,2 

24,7 

25,7 

25,9 

26,7 

27ß 

28,5 





Steinkohle 

50,8 

47,1 

42,8 

38,3 

36,4 

33,6 

31,0 

28,4 

25,9 





Gesamtverbrauch .... 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 





*) davon Treib- und 














Schmierstoffe, Bitumen, 

1 













chemische Ausgangspro- 

1 













dukte 

1 11,7 

13,0 

14,0 

15,5 

16,5 

18,2 

19,1 

20,0 

20,8 






b vorläufige Ergebnisse 

') Bei Wegfall der Kokskohlesubvention vermindert sich der Gesamtenergieverbrauch, da dann eine schwächere 
Stahlproduktion mit entsprechend geringerem Energieeinsatz zu erwarten ist. 
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Anlage 4 


Wissenschaftlicher Beirat beim 
Bundeswirtschaftsministerium 


Bad Godesberg, den 15. Juli 1967 


An den 

Bundesminister für Wirtschaft 
Herrn Professor Dr. Karl Schiller 
53 Bonn 


Sehr verehrter Herr Minister! 

Der Wissenschaftliche Beirat hat auf seiner Sonäertagung am 14. und 
15. Juli 1967 den Entwurf eines „Gesetzes zur Anpassung und Ge- 
sundung des deutschen Steinkohlenbergbaus und der deutschen Stein- 
kohlenbergbaugebiete'' zum Gegenstand seiner Beratungen gemacht. 
In Anbetracht der zur Verfügung stehenden Zeit mußte sich die Dis- 
kussion auf einige wichtige Fragen beschränken. 

Der Beirat verweist auf sein Gutachten zur Energiepolitik vom 21. Ja- 
nuar 1961, in dem er seine grundsätzlichen Auffassungen zu der Pro- 
blematik des Energiesektors dargelegt hat. Im Sinne dieses Gut- 
achtens begrüßt der Beirat die Grundkonzeption des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs, die Sanierung des Steinkohlenbergbaus mit dem Ziel 
zu betreiben, daß er am Ende des Prozesses als ein marktwirtschaft- 
lich lebensfähiger Wirtschaftszweig in die deutsche Volkswirtschaft 
eingegliedert ist. Die angestrebte Sanierung kann wegen der regiona- 
len Ballung, der oligopolitischen Marktformen und in Anbetracht der 
durch die jahrzehntelang betriebene Kohlepolitik entstandenen Eigen- 
heiten dieses Wirtschaftszweiges nach Meinung des Beirats nicht ohne 
öffentliche Steuerung des Ausleseprozesses der überlebenswürdigen 
Unternehmungen und Betriebe durchgeführt werden, wobei deren 
Kostengestaltung einen entscheidenden Gesichtspunkt darstellt. 

Der Beirat begrüßt es insbesondere, daß in dem angestrebten „Kohle- 
gesetz" weder fixierte Fördermengen noch ein bestimmtes Preissystem 
für Energieträger, weder für den Endzustand noch für die einzelnen 
Etappen, vorgesehen sind; denn der Ausleseprozeß ist nur in Hinsi(±it 
auf eine langfristige Entwicklung der Nachfrage, die nicht unabhängig 
von der Preisgestaltung der Kohle und den Konjunkturschwankungen 
ist, sinnvoll durchführbar. 

Eine Forcierung der Nachfrage zugunsten des deutschen Steinkohlen- 
bergbaus und auf Kosten der sonstigen Energieträger wird im Sinne 
des zitierten Gutachtens und in Übereinstimmung mit den Zielen des 
Gesetzentwurfs vom Beirat abgelehnt; deshalb muß der auf längere 
Sicht vorgesehene Abbau der sogenannten flankierenden Maßnahmen 
tatsächlich durchgeführt werden. 

Wegen der Schwierigkeiten dieses Sanierungsprozesses, der ein unge- 
wöhnliches Maß von Spezialkenntnissen, Entscheidungsbefugnissen 
und an Mitarbeit der Unternehmen bei gleichzeitiger Unabhängigkeit 
von privaten Interessen erfordert, erscheint es dem Beirat notwendig, 
daß eine besondere Instanz geschaffen wird. Ihr sollte die im Gesetz- 
entwurf vorgesehene Marktbeobachtung übertragen werden. Hierbei 
ist von besonderer Wichtigkeit, daß die Absatzvorausschätzungen, die 
diese Steile laufend durchführen muß, nicht zu einer Manipulierung 
der Absatzstruktur zugunsten von Interessentenwünsdien mißbraucht 
werden. 
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Die Ziele des Gesetzentwurfs werden um so eher erreicht, je wirk- 
samer die Befugnisse sind, mit denen das Gesetz diese Instanz aus- 
stattet. Der Beirat begrüßt daher, daß dieser Instanz auch ein Sank- 
tionsrecht (Versagung von Begünstigungen) eingeräumt werden soll. 

Der Beirat stimmt somit dem Ziel des Gesetzentwurfs zu, eine Anpas- 
sung der Produktionskapazität im deutschen Steinkohlenbergbau an 
die voraussichtlichen Absatzmöglichkeiten durch eine Auswahl der 
Bergbaubetriebe, verbunden mit betrieblichen und überbetrieblichen 
Rationalisierungen, herbeizuführen. Auch dem im Gesetzentwurf vor- 
gesehenen Auswahlverfahren stimmt der Beirat grundsätzlich zu. Je- 
doch unterscheidet der Gesetzentwurf nach Meinung des Beirats nicht 
deutlich zwischen Bergbaubetrieben und Bergbauunternehmen. Das 
Verfahren sollte gewährleisten, daß die Auswahl sich sowohl an der 
Wirtschaftlichkeit der Bergbauunternehmen als auch der Wirtschaft- 
lichkeit der einzelnen Betriebe und ihrer Teile orientiert. 

Die Wirtschaftlichkeit von Bergbaubetrieben kann mit Hilfe des im 
Gesetz geforderten „Bergbaukosten-Standardsystems'' nicht einwand- 
frei ermittelt werden. Auch weist der Beirat darauf hin, daß zur Er- 
mittlung der Wirtschaftlichkeit von Bergbaubetrieben die Durch- 
schnittskosten je Tonne erzeugter Steinkohle nur eines der möglichen 
Kriterien für eine Rangordnung der Bergbaubetriebe untereinander 
sind. Es sollte geprüft werden, ob nicht zu gegebener Zeit auf ein 
Rangordnungskriterium übergegangen werden sollte, das marktwirt- 
schaftlichen Auswahlkriterien näher steht. 

Aus dem Gesetzentwurf ist nicht zu erkennen, inwieweit bei der Er- 
fassung der betrieblichen Kostenstrukturen neben den Produktions- 
kosten auch die Absatzkosten zu berücksichtigen sind. Der Beirat ist 
der Meinung, daß bei dem Auswahlprozeß eine differenzierte Betrach- 
tung dieser Kostenbestandteile geboten und daß eine Berücksichtigung 
der Preisrelationen und ihrer strukturell bedingten Verschiebungen 
erforderlich ist. 

Der Beirat empfiehlt, im Gesetzestext auf den Begriff der optimalen 
Unternehmensgröße zu verzichten, weil dieser Begriff zu falschen 
Interpretationen Anlaß geben dürfte. Die erwünschte Größe von 
Schachtanlagen, Betrieben und Unternehmungen ist im Einzelfall sehr 
verschieden und unterliegt im Zeitablauf ständigen und vom Gesetz- 
geber gewünschten Wandlungen. 

Die im Gesetz vorgesehenen Fördermaßnahmen und Begünstigungen 
konnten vom Beirat nicht vollständig und systematisch diskutiert 
werden; vielmehr hat er lediglich einige Punkte herausgegriffen. So 
sollte sichergestellt werden, daß eine Veräußerung von Bergbau- 
anlagevermögen auch dann gefördert werden kann, wenn die Erlöse 
in anderen Wirtschaftszweigen angelegt werden. Der Fortfall der Ver- 
kehrssteuern bei der Veräußerung von Bergbauanlagevermögen so- 
wie bei der Umwandlung und dem Zusammenschluß von Bergbau- 
unternehmen wäre sehr erwünscht. Das Gesetz sollte ferner um Maß- 
nahmen ergänzt werden, die Investitionen, die der schnellen Verwirk- 
lichung des technischen und organisatorischen Fortschritts dienen, 
stärker fördern. 

Bei der Zusammensetzung des im Gesetzentwurf vorgesehenen Koh- 
lenbeirats wäre nach Meinung des Beirats darauf zu achten, daß er 
nicht vorwiegend im Dienste der traditionellen Interessen des Stein- 
kohlenbergbaus, sondern in der Aktivierung des wirtschaftlichen Fort- 
schritts tätig wird. 


Mit verbindlichen Empfehlungen 
Ihr sehr ergebener 
gez. Professor Dr. Möller 
Stellvertretender Vorsitzender 
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